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NUMMER 16 BERLIN, 15. AUGUST 1931 37. JAHRGANG

Die neuen Leistungskürzungen
in der knappsehaftlichen Pensionsversicherung

\uf Cirund der Notverordnung vom 5. Juni

1931 sind in der knappschaftlichen Pensions-

rsicherung umfangreiche Leistungsminderun-
n vorgenommen worden. In der Arbeiter-

pensionskasse sind die Satzungsänderungen
vom Reichsarbeitsminister auf (irund des

$ 132 RKG. angeordnet worden, da die Ar-

iter-Hauptversammlung der Reichsknapp¬
schaft es abgelehnt hatte, Kürzungsmaßnahmen
ra b«eschliefien. In der Angestelltenpensions¬

sse sind dagegen die Leistungsminderungen
von der Selbstverwaltung in der Angestellten-
Hauptversammlung am 17. Juli 1931 beschlossen

worden. Die Beschlußfassung erfolgte gegen

(lieStimmen der Vertreter des All¬

gemeinen freien Angestellten«
!> unde s.

Der Erlaß dl Reichsarbeitsministers vom

11 Juli 1931 fttr die A i beiterpention•«
^se enthält ein Bündel von Satzungsände-

ingen. Nachstehend geben wir einen kurzen

Ueberblick über die damit verbundenen

Leistungskürzungen und ihre Durchführung.

I Die Steigerungsbeträge für die Beitrags-
_ten vor dem 1. Januar 1924 werden um

14 v. H. gekürzt (§ 88 der Satzung).

Die nadi Maßgabe dieser Vorschrift berech¬

ten Pensionen bilden die Grundlage für die

\nwendung der sonstigen gesetzlichen und

•tzungsmäßigen Ruhensvorschriften. Des-

ichen ist bei der Berechnung der Witwen-
nsion und des Waisengeldes von der ge-

irzten Invalidenpensjon auszugehen.
Für Beitragszeiterip die bei der Si«egerländer
Ippschaffl vor dein 1. Juli 1926 zurüi legt
I, werden nur noch Steigerungsbeträge nach

r Lohnkl IV v hrt (neuer $ 88a der

it/llllg).

iher wurden in der Siegerländer Knapp-
itt die Steig«erungsbeträge tür die Zeh vor

n 1. Juli 1(>2Ö nach der Lohnkiasse V be-

duiet

Solange Empfänger von Invalidenpension
ch S 30 RKG. (Alterspension) noclt Lohn-

Otto Paters, Berlin

arbeit verrichten, eine gewinnbringende Be¬

schäftigung ausüben oder ein sonstiges Ein¬

kommen beziehen, ruhen 75 v. H. der Pension,
wenn die Einkommenserträge die Höhe der In¬

validenpension erreichen (§ 89 der Satzung).

Diese Kürzung ist eine Erweiterung der auf

diesem Gebiete bereits seit dem 1. Januar 1931
bestehenden Ruhensvorschriften.

4. Ist die Mitgliedschaft bei der Reichsknapp¬
schaft auf Grund des Artikels 18 des Ein¬

führungsgesetzes zum RKG. oder auf Grund

des § 240 RKG. aufgegeben worden, so wird

die Invalidenpension, wenn sie mit einer Rente

aus der Invaliden- oder Angestelltenversiche¬
rung zusammentrifft, beim knappschaftlichen
Steigerungsbetrag so weit gekürzt, als dieser

Steigerungsbetrag den Steigerungsbetrag aus

der anderen Versicherung nicht übersteigt. Das

gleiche gilt für Pensionäre, die solchen Be¬

trieben angehört haben, die nach den $$ 2 bis 4

oder nach § 239 RKG. aus der Versicherung
ausgeschieden sind, ohne daß für die laufenden

Pensionen oder für die Anwartschaften eine

Entschädigung vom Arbeitgeber geleistet wor¬

den ist. Von dieser Kürzung werden nur solche

Beitragszeiten betroffen, die vor dein 1. Januar

1924 zurückgelegt worden siiul (neuer § S(,i

der Satzung).

hs handelt sich um Hüttenwerke, Salinen, Be¬

triebe der Steine und Erden sowie sonstige
Betriebsanstahen, die nach den früheren Lan¬

desknappschaft sgesetzen der Knappschaft sver«
sicherung angehorten, aber nach Inkrafttreten
des ReichsknappSiühaftsgesetzes am 1. Januar

1924 und am I.Juli 1926 aus der Versicherung
ausgeschieden sind.

Beim Zusammentreffen du Knappschafts-
pension mit einer Rente aus der Invaliden- oder

Ang«-stelltenversicherung ruhte bisher schon

dei Grundbetrag gemäß $ 100 RKG. Jetzt wer¬

den auch die Steigerungabeträge zur Pension

auf die der anderen Renten angerechnet.

5. Die Kürzungsvorschi iften unter Ziffer 4

eiten auch für Pensionäre von Betrieben, die



* Artikel 17 i inga| zun

RIO i kieden sin«l. sofern die Invaliden-"

»r dem 1. J 1924 fes: -t/t wor-

i, ist | 8^k der s itzung).

D K n nad den Ziffern 4 und 5

ur a) fui lieitrags/eiten, dk während

einei Beschäftigung in einem ausf hiedenen

zurückgelegt sind, und b) sofern die

InvaUdenp<ension mit einer Rente aus «ler In-

ilidei r Angcstelltenveisiclierung zusam¬

mentrifft. U'ird lediglich die Inv-alidenpensior

F
wahrt, so gilt für die Kürzung nur die Ziffer 1.

t Grund dei >i$ S9i und S('k dei Satzung

nete bw«alid>enpeission bildet «he Grund«

Inge tur Ber-echnung <!• Witw«enpension
tir d« \X (§§ 92 und 93 der

mng)

Das Kind« id /ui Invalidenpt wir«!

um die Halft«- von In tuf 5 RM n ;.( h ge-

kfirzt ($ ('l det Satzung)

N :« h ia dei Satzung ruht das Kindergeld
vollständig, wenn «lis 15. Lebensjahr vollendet

>X'ir«l neb« r Invalidenpension eine

is det Invaliden- «»«ier Angestelhenver«
cherung gt • wird unbeschadet der

t>rsteh«end«en Kürzungsi Iften dei Kinder«

/ is< hufi su dieser Rente in vollei Höhe (in RM.)

ihlt lr» s«.!<!..:, Fällen lullt wie schon bis¬

her nach $ 106 RKG« das Kindergeld zui In-

weg«

7 s n n Waisengeld «ier knappst ft«

en P«i iv«ersicherung mit einer V n-

•i Invaliden« od*er« Ang«esteUtenv«er«
•ntrillt, ruht drr knappschatl-

liehe Steiger ungs: soweit er «len Stei«

s!>et! i ks ier anderen Versicherung
i .t übersteigt l > dei Satzung)

ruhte beim Zusamm«entreffen mit •

andreren Rente
_.

»I» § 106 RKG. nur d*

Grundbetrag zum V iftlichen Waist id.

olgl auch dk Anrechnung «ies knapp«
haftlich«en St- I) is knapp«
ihliche Waisengeld ruht in allen Fallt Füi

-en, dii nsjahi \ ollt i« t h iben.

(Kur/uru >m 22. Nov«embet 1930.)

Abfindungen an Witwen bei Wi«*derver«

iratunf len aul weit«

D«eagleich«en lebt dei Anspruch auf Witwen«

beim 1 o I zweiten 1

nicht wi«edei auf, auch wenn kein»

m I • •

i diesei Ehe tili *

V'III.

Sterbegeld wird von dem dreifach«

J den ihalbfuchen Beti ig In M 's~

n h< r Satzung)

10, Knappschaftsinvali rhaltei uu noch

• Kui l Arznt in Ort m >h«

neu. wo | \\ ,|rI

ipp! Ki i rten und \ liehen bt

S ii /

wui- Kui und
Rücksicht n Wohnoi l

rhaltnis gewähl t.
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11. Bei Unterbringung in einem Krankenha

gemäß § 39 RK(i. (Gewährung oder Entziehui

einer Rente) werden die Kosten der V«

pflegung im Krankenhaus mit einem .Drittel d

Lohnes angerechnet (neuer $ 103 der Satzung

Bishei mußte der volle Lohnavisfall eis«

werden.

12. imtliche Kürzungsvorschriften gelt«

mit Wirkung vom 1. Juli 1('31 ab. Sie sind ii

hwebenden Fallen anzuwenden und findet

auch auf schon bewilligte oder rechtskräftig

Leistungen Anwendung, die nach dem 30. Ju:

1931 fällig werden.

Die Anwendung in schweben«den Fällen u

aid schon bewilligte oder rechtskräftige Leistun

n ist zwar in dem Erlafi des Reichsarbeits

ministers nicht ausdrücklich bestimmt, aber

ist anzunehmen, daß der Erlafi diese Absicht

\ erfolgt.

1 J. (iegen die Kürzungs- oder Unuechnu...

bescheide kann binnen einem Monat Bt

sc ltwerde beim Arbeiter geschättsausschuß de

zuständigen liezirksknappschaft eingelegt wei

den. Hin weiteres Rechtsmittel ist nicht zu-

>sig.

Di** Ausschließung dei Berufung»- und Re

sionsinstans (Knappst hafts-( )berversicherun|
amt und Reichsver sicherungsamt) beruht

Kapitel I ^ 1 Abs. 2 im fünften Teil der \

Verordnung vom 5. Juni.

I He Lei st u n g s m i n d e r u n g t n d •

A ngesteilt e npensio n ikasse, die i

Angestellten -1 tauptversaminhing beschlosst

hat, sind folgende:

1. Die Leistungen der Angestelltenpensioi
kass. (Ruhegel «Ier, Witwenp«ension«en ui

Waisengeld«er) werden nadi Anwendung de

>«i/liehen und satzungsmäfiigen Ruhensvoi

schritt«n um 10 v. II. gekürzt. — Wird neb

der Leistung- einer Aisgest«eUtenpensk>nskassi
eine Rente der Invalidenversicherung gewühi I

^<> ruht die Pensionsleistung ferner in Höhe dt

Reichszuschuss« /ur Invalidenrente. Bei A

wendui dieser Kürzungsvorschriften dürl

die L-eistungssätze, die nach dem Angestellt«

Versicherungsgesetz su zahlen waren, ni«

unterschritten werden (neuer § 154a dt

S itzung)

Der lOprozentigen Kürzung- unterlit in«

liehe 1 indteile «ler Leistung der Angestellt
askasst Auch dir in der Angestellt«

.erung erdienten Steigerungsbeträge,
mit dei Pensionsleistung auszuzahlen sind, t

darunter. Ausgenommen sind lediglich
jenigen Angest eil ten vei sich er ungs-Steiget u

i>« I ef die wiihrend einer I h&ftigung auß-

ilb des Bergbaues erdient worden sind. A
• rnmen davon sind leiner die Steigern

dei Arbt penstonakasse« die mit

I i istu
.

ier Ai\gestelltenpensioi\skass.



iden; diese unterliegen den Kürzungsbestim-

ngen der Arbeiterabteiiung. — Der Reichs-

.schuß zur Invalidenrente, «ler auf die Leistun-

Kl der Angestelltenpensionskasse angerechnet
1, beträgt bei der Invalidenrente 6 RM. und

len Witwen- und Waisenrenten je 3 RM.

> Monat. — Gemäß § 66 RKG. muß die An-

>telltenpensionskasse mindestens die Leistun-

en, die das AVG. vorsieht, gewähren.

Verrichtet ein Ruhegelciempfänger noch Ar-

eit gegen Entgelt oder eine gewinnbringende
• schaftigung, so wird das Ruhegeld je nach

r Hohe d< Arbeitseinkommens bis auf

NORM, pro Monat gekürzt (§ 123 der Satzung).

i Mindestsatz betrug bisher 120 RM.

5. Witwenpension und Waisengeld sind nach

lafigabe des nach § 121b der Satzung gekürz¬

te Ruhegeldes zu berechnen ($$ 130 und 131

•r Satzung-).

Die Kürzung des Ruhegeldes nach $ 121b ist

•reits im Januar 1931 beschlossen worden; sie

bestimmt, daß die Steigerungsbeträge für die

vor dem 1. Januar 1024 zurückgelegten Bei«

tragsmonate statt mit 0,5, |j0 und 1,85 v. H.

lit 0,4, 0.85 und 1,0 v. H. vom Endbetrag- jeder
(lehaltsklasse ZU berechnen sind.

4. Die Hinterbliebenenbe/üge dürfen auch beim

Zusammentreffen von Renten aus mehreren

^Sicherungen den Betrag des Ruhegeldes ein¬

schließlich Kindergeld nicht überschreiten

Die Kürzungsvorschriften gelten mit Wirkung
vom L Juli 1931 ab; ihr Anwendungsgebiet ist

is gleiche wie in der Arbeiterpensionskasse
(s. Zift 12).

b (iegen die Kürzung oder Umrechnung^«
icheide kann Bes«chwerde beim Angestellten«
II häftsauss«chufi dt zuständigen Bezirks-

lappschaft eingelegt werden. Ein weiteres

l htsmittel ist nicht zulässig.

'ich dm Erlaß dt Reiclisarbeitsministers

im 15. Juli ist für beide Pensionskassen be«

mmt worden, daß laufende Leistungen auf

»He 10 Pfennige nach inten abzurunden Sind.

»weit die neuen Leistungsminderungen in der

ippschaftli«chen Pensionsversicherung. I He

gestellten - Hauptversammlung hat no«ch

«• i t e i e S a t / U n g s ä n d e r U n g e n be-

issen. II. a. hat sit dic iro Januar dieses

ires beschlossen* Kürzungs\ orschrift im

125 der Satzung aut Anregung dei AfA-

treter dahin gemildert, dafi in d«en Gehalts-

\ issen A bis C als Höchstbetrag beim Zu«

Mientretlen mehrerei Renten SO v. II. vom

dbeti statt 80 v. 1. vom Mit tei betrag
r Gehaltsklasse gehen. Das gleiche gilt lür

f lehaltsklasse D, wenn neben dein Ruhegehalt
• Unfallrente von 50 oder mehr v. IL dei

rentt bezogen wird. In Anpassung an dit

Notverordnung vom 20. Juli 1930 ist in Abände¬

rung des § 150 der Satzung bestimmt, daß bei

der Gewährung von Familienhilfe aus der

knappschaftlichen Angestelltenkrankenkasse die

Mitgliedschaft in anderen gesetzlichen Kranken¬

kassen auf die Karenzzeit entsprechend den

Vorschriften der RVO. angerechnet wird.

Die vom Reichsarbeitsminister angeordneten
bzw. von der Angestellten-Hauptversammlung
beschlossenen Leistungsminderungen sind sehr

(anschneidender Natur. Durch sie werden in der

Zeit von 1. Juli 1931 bis 31. März 1932 in der

Arbei ter pensionskasse 19,87 Millionen Reichs¬

mark und in der Angestelltenpensionskasse
3,45 Millionen Reichsmark eingespart. Außer¬

dem hat der Reichsarbeitsminister für die

Arbeiterpensionskasse eine Erh ö bung d es

Beitrags von 8,5 auf 9,8 v. H. verfügt; in

der Angestelltenpensionskasse ist eine Beitrags¬

erhöhung* um 0,6 v. IL beschlossen worden, so

daß jetzt bei ihr der Gesamtbetrag im Durch¬

schnitt 11 v. H. vom Endbetrag- jeder Gehalts¬

klasse beträgt Diese Beitragserhöhungen

bringen für die Zeit vom 1. Juli 1931 bis

31. März 1932 in der Arl>eiterpensionskasse
10.47 Millionen Reichsmark und in der Ange-

stelltenpensionskas 1,02 Millionen Reichs¬

mark.

Mit den gesamten Maßnahmen hofft man die

Sanierung der knappschaft liehen Pcnsionsver-

sicherung für elas Rechnungsjahr 1931 herbei-

geführt zu haben. Das ist, versicherungsmäßig

gesehen, nur ein sehr kurzer Zeitraum, lieber

das, was nach dein 3 1. März 193 2

ges«i liehen soll, herrscht noch völliges

Dunkel. Betrachtet man die Entwicklung- der

Knnppschattsversicherung in den letzten Jahren,

so muß man zu dem Ergebnis kommen, dafi die

Sanierung* durch Leistungsabbau und Beitrag

erhöhung nicht erzielt werden kann. Würde

man diese Methode weiter fortsetzen, so würde

zwangsläufig dir Versicherung vollkommen ent«

wertet werden. Wie dir Invalidenversicherung,

so hat leider auch, und zwar in noch Stärkerem

Maße, die Knappschaft unter der Vernichtung

des alten Vermögens und der anormalen Be«

lastung durch die Rationalisierung gelitten. Da

es aus sozialen und rechtlichen Gründen un«

vertretbar wäre, die Knappschaft fallen eu

lassen., mufi rechtzeitig ein Ausweg gefunden

werden, um ihre Leistungsfähigkeit sie hei zu¬

stellen. Die Losung kann wie an dies« t Stelle

schon mehrfach ausg«esproch«en nur darin be«

stehen, daß der Knappst hatt ein Ausgleich lür

die finanziellen Schäden, die sie durch Inflation

und Rationalisierung erlitten hat, eingeräumt

wird, entweder durch direkte Zuwendungen des

Reiches odei durch «ii«*
_

t/Iiche Einführung

einer besonderen Knappst hattsabgabe aui dit

bergbauliche Produktion.
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Fragen aus dem

Dienstrecht der Krankenkassenangestellten
|

I). bekannte Aiabeitsrechder Professoi Dr.

) I ins K M ipper d • v hat sich in einem

< Jutaclin mit ner Reihe grundlegender

agcn aus dem Dtenstreckt dt Kranken-

knss .gestellten beschäftigt. (Veröffentlicht

in den Mitteilungen «les Rheinischen Land«

idea des A«IK. 1931 Nr. 3.) Soweit seine

Ausführungen von allgemeinem Inte sind,

geben wii sie in folgendem wie«ler:

1. Die Rechtsnafur tler Dienstordnung.

Wahrend die Pl nach der Rechtsnatur

der D toidnung trüher sehr streitig wai,

besieht heute in dem maßgebenden Sthiiit-

tum und dt i idigen Rechtsprechung
des Reichsgerichts und rles Reichsarbeit >~

gerichts eil rte Grundlage tüi die Ent«

iiung. Ich kann mich deshalb sehr kurz

und ut auf meine Darstellung bei

Hueck-Nip Lehrbuch dea Arbeitsrechts»
Bd 2 (1930) S Ml tf., verweisen (vgl. auch

Laue »Die Dienst«Ordnung der Sozialverssche«

ntngstrag«FT im Verhältnis zu Turilveitrag und

Betriebs-* «i einbar u: frankfurter Diss. 1929)«
Die Dienstordnung der RVO. ist eine 5ffent«

lich«rechtlichc Satzung, die die Arbeitsvertr«ige
beherrscht und grün« ls.it/lich privat r echt liehen

Bestuiuuimgen vorgeht« w-ann nicht aasdrück«

bch etwas anderes bestimmt ist. Nat h den

§| 357 III und 701 II RVO. sind Bestimmungen
«ier Anstellung trug«-, die der Diefistordntn

/uwiderlainVn, nicht:. Das gleich«* :1t tür

wkfaeipiethende tarifliche Bestimmungen.

Das Itsprichtf w ¦: wähnt, dl durch aus

(FlatOW, M itthaei, 11 M k,

b iür.*. Prankenberg, Vollbiecht, Kaskel-Symp,
It aofl u. a ) (Ang iben bei _Hueck«Nipperdeyl
Lehrbuc!, BI J, S. 151, Anm. 21.) Die ab-

ichenle Ansicht Von Kaskel, NZtAk'
,

1926

S 419 und PotthoH, Arbeitsrecht 1*' J5,

kt begiflisdel und hal sich nicht durch«

/rn können. Voi allem steht tlie standij
Pi uds dea RG, und des RAG. aul dem hiei

rtretenen Standpunkt (vgl. Bo/.. Bd 114

S Bd 114 S. 112; Bd. 117 S 41"); Benäh.

Bd. 5. Ni. 106; B I t Hr. 21 I. 7,

Nr. 7; Bd Nr. 37. S. 174). Die Gründe dei

herrsche Lehre und Piaxis Bind \ eu-

:._|jt

a) entlich «t-

liche 5 gen. S rden durch b-

K*u; | erlassen und \ on eir

Behörde genehmigt D [entliche R« cht geht
um wenn nichts and itimmt ist, ?e<i

pnvatiechtli« \ umit em

I ml

b) Dt-r Sinn der I mmungen der R\ ¦ > ist

:. «lab den Parteien d«es \
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in bestimmtem Umfang die Vertragstreue

entzogen und rlie Regelung der Arbeitsl

dingungen unter obrigkeitliche Kontrolle |

stellt ist. Deshalb ist für die Dienstordnun.

und die Aenderung der Dienstordnung die Gl

nehmigung des Oberversicherungsamtes

fortler lieh. Unter Umständen kann die Dien

Ordnung behördlich erlassen werden (§§ 355,

350). Diese obrigkeitliche Kontrolle wür«l»

schwer beeinträchtigt, wenn tler Tarifvertr

«hr Dienstordnung vorginge. „Es wäre dann

möglich, daß ein Versicherungsträger eine bt

hördlich bewilligte Dienstordnung hätte, dah

aber die wirklichen Anstellungsbedingung«
sich nicht nach dieser, sondern nach einen

Tarifvertrag richteten, den derselbe Träger mit

seinen organisierten Angestellten oder auch

nur einem Teil von ihnen vereinbart hätte, da

ia ein 1 irifvertrag auch für ein einzeln-

Unternehmen vereinbart werden kann."

1 ) Die Dienstordnungen tler RVO. sind kein«

Dienstvorschriften im Sinne des § 78 Ziffer I

des BRG. und Oberhaupt keine Bell leben

einbarung, so dab der Grundsatz des Vorran

des larilvertrag« vor der Betriebsverein-

Hing- tiir sie nicht Platz greift

• I) Aus der Tatsache, dafi Tarifvertragsordnung

und BRG. jüngere Gesetze gegenüber der RV< v

sind, kann nichts Gegenteiliges hergeleitet WC

den. Deim einmal hat die RVO. in ihrt

späteren Neufassungen an den Bestimmung
ler SS Äl III untl 701 II festgehalten. V

allem aber stellt die RVO. im Verhältnis

den genannten neueren Gesetzen ein Sonde

gesetz von engerem Bereich dar, so dab !

keineswegs durch neuere allgemeine Geset

als aufgehoben gelten kann. Während die fr;:

lit hen Bestimmungen der Tarifvert ragsverord-

nung und des BRG. sich ganz allgemein r

dem Dienstverhältnis bet n, trifft die RV< >

ndei bestimmungen über das Dienstverhalt

i dei Angestellten der Versicherungsträgei

„Bei diesen Bestimmungen labt sich die RV< l

er sichtlich sowohl von der Rücksicht auf •

Al teilten leiten, denen sit» eine gewisse (

ihrer dienstlichen Stellung geben will,

i'idi von der Rücksicht auf die Versit h« i I

in d i Intel n die Verwaltungskosten

rissen Gr«ensen gehalten werden sollen. I

chtslage stellt die RVO. eine Son

regelung dar, die lieh ihrem Zweck und <

halt nach auch gegenüber dei spateren 1

»rdnung behaupten mub.

I tikel 165 der Reichsvertassung hat füi

I ge des R rhiltnisses zwischen Die

Inung und Tarifvi b keine Bedeutung



Dienstordnung und Anstellungsvertrag.

t Aenderung der Dienstordnung ist unmittel-

nach ihrem Inkrafttreten für alle unter die

Dienstordnung fallenden Angestellten maß-

bend. Das gilt, gleichgültig, ob es sich um

Angestellte mit Ruhegehaltsberechtigung und

Kündigungsausschluß (außer aus wichtigem
i irund) oder um Kündigungsbeamte handelt.

Die in dem Handbuch der Krankenversiche¬

rung von Hahn und Kühne, 10./11. Auflage,
'29, S. 528 und S. 539, vertretene Ansicht,

daß in die durch eine Anstellung auf Grund

der Dienstordnung erworbenen Rechte der An¬

stellten durch eine Aenderung der Dienst¬

ordnung nicht benachteiligend eingegriffen wer¬

den könne (vgl. auch die Rechtsauskünfte in

Arbeiterversorgung, 1910 S. 418; 1921 S. 639),
^t unhaltbar und entbehrt der Begründung.
Der Begriff der wohlerworbenen Rechte scheidet

schon deshalb aus, weil es sich um Ange¬
stellte, nicht um Beamte handelt. Vor allem

iber beruhen die Anstellungsbedingungen nur

auf der Dienstordnung, und wenn das Gesetz
«lie Aenderung der Dienstordnung zuläßt, so

läßt es damit die Aenderung der Anstellungs¬
bedingungen zu. Der Ausschluß der normalen

Kündigung gibt ein Recht darauf, nur aus

wichtigem Grund entlassen zu werden, niemals

d>er ein Recht auf gleichbleibende Arbeitsbe¬

dingungen für den Fall der Aenderung der

Dienstordnung. Nach richtiger Ansicht hört

mit einer Aenderung der Dienstordnung die

Hinwirkung der bisherigen Bestimmung auf den

Anstellungsvertrag überhaupt auf. Der An-

^tellungsvertrag richtet sich von jetzt ab aber

nur nach der geänderten Bestimmung der

Dienstordnung und der auf der früheren Be¬

stimmung der Dienstordnung beruhende An¬

spruch fällt weg. Selbst wenn man aber an¬

nehmen sollte, daß die Bestimmung der früheren

Dienstordnung inhaltlicher Bestandteil des An¬

stellungsvertrages geworden ist, so würde sich

IUS § 357 III das gleiche» ergeben. Dann würde

die Nichtigkeit der bisherigen Bestimmung mit

dem Zeitpunkt eintreten, in dem tlie neue

Dienstordnungsbestimrnung in Kraft tritt. Einer

Kündigung des Anstellungsvertrages bedarf es

nicht. Das ist auch im Erlaß des preußischen
anisters für Volkswohlfahrt vom 16. Februar

1925, Krankenversicherung 1925 S. 63 ausge¬

sprochen; ebenso auch Hoffmann, Krankenver¬

sicherung, 8. Auflage, 1929, S. 430.

3. Der Tarifvertrag.

) In tlem Tarifvertrag für die Verwaltungen
BT Krankenkassen sintl die Anstellung n

Üngungen zwar allgemein ohne Bezugnahme
d tlie Dienstordnung ausgeführt. Da abei
ich diesen Tarifparteien selbstverständlich be-

innt war, daß eine Dienstordnung erlassen

iden muß, so unterliegt es keinem Zweifel,
iß die Bestimmungen dieses Tarifes nach

dem Willen der Tarifparteien in die Dienst¬

ordnung aufgenommen werden sollen. Die

Musterdienstordnung stellt sich als ein Taril
dar. Sie kann selbstverständlich die Dienst¬

ordnung bei der einzelnen Kasse als öffentlich¬

rechtliche Dienstordnung nicht ersetzen. Wohl

aber begründen die Tarifverträge
die sc h u 1 d r e c h 11 i c h e Durch¬

führungspflicht der Tarifparteien
bei ihren Mitgliedern, nach besten

Kräften auf die Einführung dieser

Dienstordnung bei den Kassen hin¬

zuwirken. Daraus würde für den vor¬

liegenden Fall zunächst folgen, daß jeder an

den Tarifverträgen beteiligte Verband von dem

anderen Verband verlangen kann, daß er auf

sein Mitglied in der Richtung einwirkt, daß

dieses sich einer dem Tarif widersprechenden
Aenderung der Dienstordnung widersetzt. Diese

Einwirkung kommt sowohl auf die Kassen in

Frage, die durch ihren Vorstand, also durch

ihr Organ, die Dienstordnung beschließen, wie

auch auf die volljährigen Angestellten, die an¬

zuhören sind. Diese Verpflichtung
ist nicht etwa dadurch ausge¬

schlossen, daß nach den bisheri¬

gen Ausführungen die Dienstord¬

nung dem Tarifvertrag vorgeht.
Denn dieser Vorrang schließt keineswegs aus,

daß eine Verpflichtung übernommen ist, die

Dienstordnung in volle Uebereinstimmung mit

dem Tarifvertrag zu bringen.

Eine unmittelbare Verpflichtung der einzelnen

Kassen und der einzelnen Arbeitnehmer ergibt
sich beim Verbandstarif aus der genannten
schuldrechtlichen Verpflichtung nicht, da tler

Verbandstarif von den Verbänden im eigenen
Namen geschlossen und ein Vertrag zu Lasten

Dritter dem geltenden Recht unbekannt ist.

b) Man wird aber in der Vereinbarung einer

Musterdienstortlnung auch eine normative Be¬

stimmung des Tarifvertrages zu sehen haben«
Das gilt zwar nicht in dem Sinne, daß die
Normen der Musterdienstortlnung unmittelbar
auf die Arbeitsverträge einwirken; denn «lie

Tarifparteien wollen, wie erwähnt, nur, dafi die»

Bestimmungen der Musterdienstortlnung zum

Inhalt «ler konkreten öffentlich-rechtlichen

Dienstordnung werden. Wohl aber gehört
die tarifliche Vereinbarung einer

Musterdienstordnung insofern zum

normativen Teil, Is sie die ar¬

beitsvertragliche Pflicht j e d ?

tarif betei 1 igten Arbeitgebers un d

Arbeitnehmers begründet, auf de n

Erlaß tler t a r i t m ä ß i g e n Dienst¬

ordnung bei den einzelnen Kassen
hinzuwirken. Di Kasse ist r -

beitsvertr a glich verpflichtet, nur eine

tarifmäßige Dienstordnung zu be¬

schließen. Der Angestellte ist gehahm,
bei Ausübung sein Vnhörungsrechts sich nur

ulkst.
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in dem Sinn tariflichen Dienstordnung zu

ißern. Auch ti arbeitsvertragliche V«

pflichtung »>t wiedeium nicht durch das Prin-

. uiifs der Dienstordnung vor dem

ichl« n, un«l /wai aus tlem

gleich« n I b unde ade zu a).

Allerdings muß darauf hingewii den, ti

•• zu \>) vertretene \ ht, die bisher füi

. S'• .hältnis von ln_tveitrag und Aibehs-

dnung von mir in Hueck-Nippeidey. Lehr¬

buch Bd 2 S. 360 ti
.

entwickelt ist, insofern

nicht dei bisherigen herrschenden Meinung- ent¬

spricht, /ds diese im allgemeinen nur Kie

auldret htlic he Wirkung im Sinne zu a) an¬

nimmt (vgl. di« Ang l*-i Hueck-Nippercfc
.

I I S tblt Anm. 1")). lim kann al>er nicht

sagen, r hiei vertretenen Lehre tvkfc

stprodien wird. Das Problem als solch« s ist

nur von den meisten bisher nicht erkannt. Wie

hi« aber in wesentlich«! Jacobi, Grand-

lehren S VV> ff. Daß «ii«- von mir tur die

:. vereinbarte Arbeitsordnung entwickelte

(ti tur «üe tariflich vereinbarte Dienst«

dnung ro gelten hat, untei liegt für mich

in«em Zweifel. Daß die Dienstordnung eine

?«htliche, di«. Arbeitsordnung eine

\ it: t c htlic h« Satzung ist, «lab «lei laiitv«

ig dei Arbeitsordnung! die Dienstordnung

aber dem Tarifvertrag vorgeht, kann nach d

Gesagten daran nichts ändern.

c) Allerdings besteht ein grundlegender Unt

hied zwischen beiden Fällen, wenn eine ti.

I irif widersprechende Dienstordnung tatsäch¬

lich doch erlassen untl genehmigt wird. Wui

es sich um eine Arbeitsordnung handeln,

er gibt sich aus $ 78 Abs. 3 BRG., daß dh

Arbeitsordnung insoweit rechtsunwirksam

(vgl. Hueck-Nipperdey a. a. (X S. 361 unter U

Wird eine dem Tarif widersprechende Dien

Ordnung erlassen, so geht die Dienstordnu

vor, trotzdem sie unter Verletzung des tarif¬

lich gestalteten Arbeitsvertrages zustantle g

kommen ist. Bs kann also durch Tarif kein«

unmittelbare und zwingende Beeinflussung d< \

Dienstordnung herbeigeführt wertlen, W o h 1

a ber eine vertragliche Hindun.

die Dienstordnung tariflich zu

stalten. Aus der Verletzung d «

Arbeitsvertr a gas k ö n n e n d a h «

in. li. die A r beit n e h m er, wenn sie

sich bei der Anhörung mit d<

t ar if w idr igen Dienstordnung
n icht einverstanden r k 1 ä i

h a b e n ,
S c h adener sa11 a nspr 0 e h i

nach $ 27 0 BGB. geg<%n die Kass«

gell e n d m a c h e n.

Vertreterversammlung
das Hauptverbondes deutscher

Krankenkassen.

I)er «!.• hrige Krankenkassentag, «ler in Main/

stattfinden sollte, kommt mit Rüe ksit ht aud die

enw&rtige Wirtschaftslage nicht /ur Durch¬

führung« An seine Stelle tritt /um ersten Male

Vertreten arsaimnluis] wie sk durch

t/ungsan«leiung un \oiigen Jahi» < ü\ges«*t/t

worden ist. I >ie Vertreterversaiismlung besteht

•> Vertretern dei Mitglieder und aus den Mit¬

glieder n des G«esamtvorst«an«des. Die Vertretei

«ler Mitgliedei werden durch die Bezirksgrupp*
wählt. Aid (• "><mmhi Kassenmitgliedei ent-

fallt ein Vertreter. Ein Diittel dei V«ertretei
ilen die Arbeitgebei stellen. Die V«ertret«er"

\«;>anunlung beschließ! mit eil 1 aher Stimmen¬

mehrheit Jedei V«ertreter hat eine Stimme

1 Me V«ertieteiVersammlung ist zustand..

») füi Abnahnv i Geschäfts- und Kassen-

bei it hts,

b) Nh die Wahl des g«__»«chaftsfahren«den Vor¬
stand!

« ) tur die Aenderung der Setzt

• i) tut die Beschlußfassung Qber Anträge des

ehrenden Vorstandes, «les ( u samt-

vorstand«** odet d«ei Mitglieder
ii Vorbereitung der Beschlüsse «.

Krankenk .tagt
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Die dies jährige Verti eterversamrnlung wird

am 1^. und 1(>. August 1M31 in Mainz — Stadt

halle — mit erweiterter Tagesordnung statt¬

finden« Auf der Tagesordnung steht:

1. Beschlußfassung über tlie Geschäftsordnm

2. Feststellung der Tagesordnung.

3. ( leschältsbericht.

4. Satzungsänderung«^!!.
5. Prüfstelle tleutscher Krankenkassen.

<k Anträge.
7. Die Krankenversicherung in der Wirtschafts¬

krise.

8. Die Auswirkungen tler Notverordnungen.

I ten (rest hüftsbei icht wird Ges«chäftsführ<

Pr, Bohlmann erstatten. Funkt 4, 5 und S wird

der gesch&ftsffihrende Vorsitzende II. Lehmai

behandeln« Als Berichterstatter aber dl

7. Punkt «hr Tagesordnung ist Ministerial

direkter Dr. Grieser vorgesehen.

Die Krankenkassentage, wie s: bisher ab

gehalten wurden, hatten neben ihrer eigent

liehen Bedeutung auch den Vert einer starkn

Propaganda nach außen hin. Die Krankei

\ «i Sicherung mit ihrer zunehmenden An/

m freiwilligen Mitgliedern ist an sich eim

Einrichtung, die sich Propaganda genau st» ^

einmal hasten kann wie die private Krankei

v er Sicherung. Trotzdem begrüßen wir es, wem

«ler Haimtverband deutscher Kranlusikassen
tliesein Augenblick tler ganz besonderen N«

läge ui Volkes Rechnung tragen will in



len Krankenkassentag ausfallen läßt. Die Ver-

reterversammlung gewährleistet auf Grund

hres geschlosseneren Charakters ein rasches

>ewegliches Arbeiten, wie es bei den heutigen
hältnissen unbedingt notwendig ist. Die

beiden letzten Funkte eler Tagesordnung be¬

weisen, tlaß tlie Vertreterversammlung sich

icht nur mit organisatorischen Fragen zu be¬

schäftigen haben wird. Zweifellos wird sie sehr

ernste und für die Zukunft der Sozialversiche-

ang wichtige Beschlüsse zu fassen haben. Wir

ansehen, daß die Vertreterversammlung einen

erfolgreichen Verlauf nehmen wird.

Zweifelsfragen aus den Bestimmungen
des § 313 b RVO.

Die B«est immungen des § 313b RVO. haben zu

vielen Zweifelsfragen und Streitigkeiten unter

den Kassen geführt. So wird u.a. oft die

Meinung vertreten, tlaß arbeitsunfähig Er¬

krankte nicht nach § 31 Jb Mitglietl der Kasse

ihres neuen Wohnorts werden können. Dazu

st folgendes zu bemerken:

Ai Weiterversicherungsberechtigte.
Wenn ein zur Weiterve Sicherung Berechtigter
ils Mitglied der Kasse A arbeitsunfähig erkrankt

ist, so hat diese Kasse den Versicherungsf iii

ZU Ende zu führen, wobei es gleichgültig ist, ob

ler Versicherte sofort seinen Wohnsitz aus dem

Bereich der Kasst» A verlegt oder während des

Krankengeldbezuges sich nicht nur vorüber¬

gehend im Bezirk der Kasse B aufhält. Denn

der Versicherte bleibt als Arbeitsunfähiger nach

311 RVO. Mitglied der Kasse A, und zwar

mit allen Rechten uiul Pflichten, solange sie

ihm Leistungen zu gewähren hat. Er kann

ihrend dieser Zeit seine Mitgliedschaft über-

aipt nicht freiwillig fortsetzten, weder bei der

Kasse A noch bei tler Kasse B, denn § 313

Abs.2 besagt: „Wer Mitglied bleiben will, muß
• s der Kasse binnen drei Wochen nach dem

\usscheiden otler im Falle des § 311 nach

Beendigung der K a s s e n 1 e i s t u n g e n

anzeigen. Hiernach kann die Mitgliedschaft erst

) rei willig tortgesetzt werden, wenn tler Ver¬

sicherte entweder während tler Unterstützung-
lauer arbeitsfähig wird oder wenn die Beendi-

jung tler Kassenleistungen — also tut* Aus¬

steuerung
— eintritt. Die Weiterversicherung

nach diesem Termin hat alsdann allerdings bea*

ier Kasst» B zu geschehen.
Ist tler Weiterversicherungsberechtigte dagegen
•vohl als Mitglied tler Kasse A takrankt, jedoch
acht arbeitsunfähig, so beginnt die Dreiwoch^n-

frist dea $ 313 mit seinem Ausscheiden aus der

sse A zu laufen. Er kann beim V«erleg«en
lies Wohnsitzes in tlen Bereich tler Kasse B

lie Mitgliedschalt nur bei dieser Kasse fort-

tzeilf die ihm alsdann auch tlie Leistungen

ter Berücksichtigung des § 212 RVO. nach

hrer Satzung ZU gewähren hat, wobei die

it der bereits bei der Kasse A genossenen

InterStützung angerechnet wird. Tritt während

Unterstützung durch rlie Kasse B Arbeit

Fähigkeit ein, SO hat diese Kasse gegenüber
sonstigen Fallen eines Uebergangs nach

12 RVO. einen Ersatzanspruch gegen di

• A. Die Kasse A hat ihr auf (irund l«s

313b Abs.2 die Kosten, die ihr durch Ge-

ihrung von Krankengeld in elen ersten elrei

taten erwachsen, zu erstatten.

Macht der Weiterversicherungsberechtigte von

tlem Recht des § 313 keinen Gebrauch, so ent¬

stehen Beziehungen zwischen ihm und der

Kasse seines neuen Wohnorts überhaupt nicht.

Die alte Kasse hat vielmehr den Versicherungs¬
fall zu Ende zu führen und muß nach Bändi¬

gung des Versicherungsfalls «eventuell noch

Leistungen nach § 214 für einen neuen Ver¬

sicherungsfall gewähren.

B. Weiterversicherte.

Anders liegt die Sache, wenn der Versicherte

bereits freiwilliges Mitglied der Kasse A ist und

nunmehr arbeitsunfähig erkrankt. Verläßt er

als freiwilliges Mitglietl den Kassenbereich der

Kasse A und hält er sich nicht nur vorüber¬

gehend im Bezirk der Kasse B auf, so wird er

kraft Gesetzes Mitglied dieser Kasse. Es liegt
alsdann ein Uebergang nach § 212 RVO. vor,

wobei auch § 313b Abs.2 zu beachten ist.

Geratle diese Fülle haben wiederholt zu Streitig¬
keiten Anlaß gegeben, weil die Ueberweisungen
an elie Kassfn ines neuen Wohnorts erst dann

vorgenommen worden sintl, wenn bei den alten

Kassen Versicherungsfälle eintraten. Dabei ist

mehrfach die Ansicht vertreten worden, daß für

solche Fälle der § 315 gleichlautend Geltung ha¬

ben müsse, daß also die bisherige Kasse, tlie drei

Monate ununterbrochen und unbeanstandet die

Beiträge angenommen hat, den Versicherten

als Mitglietl mindestens bis zu dem Tage an¬

zuerkennen hat, wo der Kassenvorstand ihn

schriftlich an eine andere Kasse verweist. Diese

Annahme ist irrig, denn der § 315 RVO. gilt
nur für fl;e Versicherungspflichtigen
untl der gleichen Anwendung steht die Sonder¬

regelung tles $ 313b Abs.2 entgegen. Außer¬

dem ist eine Ueberweisung noch § 313b durch

tue alte Kasse nicht erforderlich, sondern eler

Uebergang auf die neue Kasse erfolgt kraft

Gesetzes. Die Uebei Weisungen stellen nur eine

verwaltungsmäßige Vereinfachung- zwischen

den Kassen dar.

Die gleichlautende Anwendung des $ 315 RVO.

in Fällen vorstehender Art würde überdies für

die neue Kasse keinen Vorteil bedeuten. Denn

in steinern Falle kann cl ic* an sich zuständige Kasse

für die Zeit, für die die erste Kasse Beitrag«»

angenommen und daher die Gefahr getragen
hat, ihrerseits Beiträge nachfordern (Ent¬

scheidung tles Reichsversiche!-ungsamts Nr.

2231, Amtliche Nachrichten 1Q1Ö, Seite 586).

Nach der Regdung des § 313b erfolgt der

Uebergang zur neuen Kasse jedoch automatisch

von dem Tage an, an elem der Versicherte

tlen Kassenbereich eler ersten Kasst» verlassen

hat. Diese» Kasse hat elaher tler neuen Kass»

die Beiträge zu überweisen, und tlit» neue Kasse

muß elie sämtlichen Leistungen gewähren. Der

Fall wirel also genau so behandelt, wie es bei

rechtzeitiger Ueber'Weisung eles Versicherten

gemäfi $ 313b an elie neue Kasse gewesen war*».

Ein Ersatzanspruch eler neuen Kaase nach

$ 313b Abs.2 an elie erste kommt daher nur

dann in Frage, wenn der Versicherungsfall
innerhalb der ersten drei Monate nach dem

Wechsel des Kassenbereichs eintritt; der Tag,

an tlem elit» erste Kasse ihren Irrtum später
merkt, kommt hierfür nicht in Frage.

W. Boll, Hamburg.
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Württembergischer Landesverband

zur Bekämpfung der Geschlechts¬

krankheiten«

Da im Jahre 1928 gerundete Landesverband

ben in Verbindung mit der Haupt-
lle der Land es Versiche¬

rungsanstalt seinen zweiten Geschäf

\„ D#se beiden der Fürsorge für

die an teck<enden ( >* schl«pchtskrankheiten im

ane des Gesetzes vom 18. Februar 1927 ge¬

widmeter h.nrichtungen sind raumlich und per-

«ubund«en und sie müssen daher im

Zuvtmmenhang gesehen werden. Bei der

Hauptberatungsstelle, der 22 Untersuchungs-

steller» des ganzen Landes angeschlossen sind,

haben sich die Meldefälle gegenüber dem Vor¬

jahr von 4029 auf 5370 gleich 16 V. IL vermehrt,

worin aber insofern eine gewisse Stockung zu

hen ist, weil die Zunahmen in den Verjähren

durchweg 25 bis 30 v. H. betrugen. Die Not-

w«endigkeit meist jahrelanger Üeberwachung

Kranken bedingt aber, «laß 7170 Personen

mit 12 700 Untersuchungen zu betreuen waren.

Von 2**56 neu gemeldeten Mannern litten an

frischer Syphilis Ö04, an Spätfolgen und ange¬

borener Syphilis 125, an akutem Tripper 1202-

an chronischen Erscheinungen 22; tlie 1659

Prat -A.esen 580 Fälle frischer Syphilis, an

Spatfolgen 73 und angeboren 21 Erkrankungen

if; an Trip|>ererkranktingen hatten die Frauen

805 akute, 23 chrono Erscheinungen. Beide

Erkrankungen, Svphilis und Tripper, hatten 86

Männer und 149 rrauen. Die 129 Kinder unter

14 Jahren mußten in 09 Fällen an Erbsyphilis,
in 60 Fällen an akutem Tripper behandelt

werelen.

Der Beeinflussung säumiger Kranker diente die

Verbindung mit der amtlichen und privaten
Wohlfahrtspflege gleichzeitig mit der sonstigen

sozialen Fürsorge« Zur Verminderung der g«?-

maß trj 4 des Gesetzes erforderlichen Anzeigen
an die tsbehörd«en in Wflitlem

berg die Oberamtsärzte — wurden Fürsorg:
kräfte im Außendienst in Stuttgart unel vom

städtisch« I lesundheitsamt Heilbronn ver¬

wendet. Bei diesem sank infolgedessen inner-

eines Jah Zahl tler Meldungen von

Sl sei 22; in Stuttgart trat zwar noch eine Zu¬

nahme von 455 auf 521 ein, «ler Ann il an di

umstimme fiel abei von 60 > ff. auf 30 v. H.

Ohne den Außendienst, tler 3235 Besucht bei

Behörden und Kranken erford-erte, wäre unter

tler Ungunst «ier v\iits*'haltlichen Verhältnisse

e größere Zunahme sich« n«^« treten, abge-
sehen v«on «ler Möglichkeit sofortiger Hrhebun-

en in «len \ er sc-bieder.en Angelegenheiten, ins-

* e auch im sonstigen Heilverfahr«en
«ndb teil«Mi sich unter samt¬

en I rn «ier Sozialveisa herung aul

daß tin I uidesvi iverungsanstalt \on «ten

170b für not gehaltenen Kui« W tur Ver-

tur nie htvtrsicherte Angehörige
d 2 tur Waisen zu üb« Bei
n Versichei:- über* n ti klinischen

Kosten mil 4os*45 RM. gegenübei «len ambu¬
lanten K l 13«695 RM

, w die An¬

gehörigen klm.st Kosten n i 503 RM.

•genübet 27 727 RM. Kosten tler ambulanten

ren erforderten
Behandelt wur i 504 Mänm 495 Frauen,
12 nwinnlicl. und 20 weibliche Kinder. Di
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überwiegenden Kosten entfallen auf die klinisch»

Behandlung, die bei j«?dem Fall 279 RM. erfor¬

derten gegen 58 RM. bei ambulanter Kur. Inner¬

halb der Klinischen Kosten sind aber noch er

hebliche Unterschiede zwischen Männern un«

Frauen. Die Männer erforderten in 215 Fäller

45 701 RM- gleich 212 RM- durchschnittlich, d

Frauen aber für 266 Fälle 89 376 RM., durch¬

schnittlich 336 RM. B«esonders kostspielig I

die Behandlung d«es weiblichen Trippers, von

tlem 134 Fälle zusammen 46 805 gleich 349 RM.

Durchschnittsaufwand verursachten. Hierunter

sind 54 Fälle mit mehr als 500 RM. Unkosten,

im Höchstfall bis 1375 RM. Es wäre sehr zu

wünschen, daß bald ein durchgreifendes Mitte!

gefunden würde, das die Anst«eckungsgefahr des

Trippers schneller als die seitherigen Methoden

beseitigt. Recht beträchtlich ist auch der Aut¬

wand für unterkommenslose Kranke, von denen

179 den Aufwand von 51 088 RM. verursachten;

«es ist bisher nur selten gelungen, dem Teil

dieser Personen, die recht wohl ambulant b«e-

handelt werden können, ein geeignetes Unter¬

kommen zu verschaffen.

R«egierungsrat R. Fette, Stuttgart.

„Aufenthalt im Inland" als Voraussetzung
für die Familienhilfe der Krankenkassen.

Unter der obigen Ueberschrift hat L. in

Nummer 4 d«es laufenden Jahrganges di«eser

Zeitschrift die Behauptung aufgeteilt, daß die

B«estimmung des § 205 Abs. 5 der RVO. keine

Kann-, sondern eine Zwangs Vorschrift sei

(S. 81 82). Dieser Behauptung muß wider¬

sprochen werden. Bietet sie doch ein geradezu
klassisches Beispiel dafür, was in eine an sich

klare und eindeutige Gesetzesvorschrift bei ir¬

riger Betrachtungsweise hineingelegt werden

kann.

L. b«egründet seine Behauptung, daß jene Be

Stimmung eine Zwangsvorschrift sei, damit, daß

es im Gesetzestext heißt: „Der Aufenthalt . . .

steht . .. gleich", aber die einzelne „Satzung
bestimmt" die Gebiete, die hinsichtlich dea

Aufenthalts tler Versicherten dem Inlande

gleichstehen sollen. Denn bei einer Kann-

vorschrilt müßte es heißen „Der Aufenthalt . . ,

kann durch die Satzung . . . gleichgestellt
rden".

Aus dieser Begründung ist zunächst ersichtlich,

daß nach der Ansicht von L. eine Gesetzes

Vorschrift nur durch den Gebrauch des Zeit¬

wortes „können" als Kannvorschrift gekenn-
ichnet wird. Diese Ansicht ist je¬

doch nur im allgemeinen zutre!-

n d. In dem vorliegenden Gesetz-estext di

§ 205 Abs. S der RVO. haben wir aber einen de

seltenen Fälle, dab einer G-esetzesvorschrilt

auch auf andere Weise «ler Charakter einei

KannVorsehlift beigelegt wird. L ist zu »i

von ihm vertretenen Auslagtag dadurch ge¬
kommen» daß er den Hauptsatz „Der Aufent¬

halt . . .
steht

. . . gleich" von dem zu de

Wot te „( irenzgebieten" gehörigen Relativsat/

„welche tlie Satzung bestimmt" gfaisttch losh*

untl Haunt- untl Nebensatz für sich betracht«

un«l anliegt Dies tr e t r e n n t e Aus

legung ist unzulässig. Denn

sprachlicher Hinsicht bilden der Hauptsatz U

der zu tlem Wort „Grenzgebieten" gehoi



Relativsatz ein untrennbares Ganze,
las d*eshalb auch nur zusammen betra«chtet und

iusgel«?gt werd«en darf. Bei einer solchen, zur

kennung der wahren Absicht d«es Gesetz-
bers einzig zulässigen Betrachtungsweise er¬

bt sich aber, daß der Relativsatz lie

Zwangs Vorschrift des Hauptsatzes zur

Kannvorschrift umwandelt. D«en t

sollen eben nur die „Grenzgebiete, wel«che

Satzung b«estimmt"v dem Aufenthalt im In¬

lande gleichstehen. Es wird damit also kein

Zwang zur Einführung einer entsprechenden
G«es*etz«esvors«chrift begründet, sondern es

wird gänzlich in das Ermessen der

Kassenorgane gestellt, ob überhaupt
in der Satzung Grenzg«ebiete „b«estimmt" wer-

denr die hinsichtlich des Aufenthalts der Ver¬

sicherten als Inland gelten sollen. Damit ist

aber die scheinbare Zwangsvor¬
schrift des Hauptsatzes zur Kann¬

vorschrift geworden.

Diese m. E. einzig zulässige Auslegung jener
(jesetz«esvorschrift ergibt sich außerdem auch

aus dem Sinn und dem Zweck der Bestimmung
und aus der Entwicklung der Gesetzgebung
im Jahre 1930. Die Notverordnung vom

26. Juli 1930 wollte unstreitig die Voraussetzun¬

gen für eine Ermäßigung der Beiträge zur

Krankenversicherung schaffen. Zwar hat die

Verordnung vom 1. Dezember 1930 eine Reihe

von Bestimmungen der Verordnung vom 26. Juli
1930 gemildert, ohne jedoch den Zweck jener
V«erordnung in grundsätzlicher Hinsicht

irgendwie zu ändern. Denn die Verordnung
vom 1. Dezember 1930 hat nur diejenigen B«e~

Stimmungen gemildert, die in sozialer Hinsicht

untragbar waren und zu einer Gefahr für die

allgemeine Volksgesundheit zu werden drohten

(vgl. die Neufassung der B«estimmungen über

Krankenscheingebühr). Dagegen hat sie die

mißbräuchliche Ausnutzung von Leistungen,
die durch die Verordnung vom 26. Juli 1930 als

Regelleistung neu eingeführt worden waren,

wie vor allem die Beschränkung der Familien-

krankenhilfe auf den unterhaltsberechtigten
Ehegatten zeigt, verhindern wollen. Ander

Tendenz, eine Herabsetzung der Beiträge
/ur Krankenversicherung zu ermöglichen, ist

jedenfalls durch die Verordnung vom 1. De¬

zember 1930 nicht gerührt worden.

Dieser in den beiden Verordnungen des Jahres

I9J0 enthaltenen Tendenz würde es nun offen-

sichtlich widersprechen, wenn alle in Frage
kommenden Träger der Krankenversicherung
lurch die Hinzufügung des Absatzes 5 zu § 205

er RVO. gezwungen sein sollten, ausnahmslos

für ein jedes Grenzgebiet die Ruhensb«estim-

nung des $ 216 Abs. 1 Ziff. 2 der RVO.

ußer Kraft zu setzen. Eine solche* A ,i
-

ahme ist daher von vornherein

abzulehnen. Ihr könnte nur dann Raum

/eben werden, wenn der Wortlaut des *>. 205

\bs. 5 RVO. es eindeutig und bestimmt vor-

hreiben würde. Dies ist aber keineswegs der
dl. Im Gegenteil beruht gerade die von L.
tretene Auslegung jener Gesetzesbestimmung
einer Verkennung des Wortlauts (s. oben);
muß daher auch jius dem Sinne der ganzen

Stimmung heraus abgelehnt werelen. Denn
der Notlage» der gesamten deutschen Sozial¬

versicherung kann es unmöglich in der Absicht
d«es G«esetzgebers gelegen haben, wahllos

sämtliche Grenzgänger in die deutsche Sozial¬

versicherung einzubeziehen. Ein solches Ziel

wäre außerdem auch einfacher durch die Ab¬

änderung des § 216 Abs. 1 Ziff. 2 der RVO. zu

erreichen gew«esen, wodurch mit einem Schlage
und ohne den Umweg über die Satzung der

von L. durcii eine unhaltbare Auslegung des

| 205 Abs. 5 der RVO. erstrebte Zweck erreicht
worden wäre: der uneingeschränkte und wahl¬

lose Schutz sämtlicher Grenzgänger.
Die von L. vertretene G«esetzesauslegung läßt

sich somit weder durch den Wort¬

laut der Gesetz«esb«estimmung noch bei

Betrachtung des Zwecks der in Frage
stehenden Gesetzesvorschrift halten. Sie ist

daher als abwegig zu verwerfen. Im

G«egenteil muß nochmals mit allem Nachdruck

darauf hingewiesen werden, daß die Träger der

Krankenversicherung vor Einführung einer B«e-

stimmung, die die Gewährung von Familien-

krankenhilfe an die in § 205 Abs. 1 der RVO.

aufgeführten unterhaltsberechtigten Angehöri¬
gen des in einem ausländischen Grenzgebiet
lebenden Versicherten gestattet, eingehend
prüfen müssen, ob die Gegenseitigkeit gewahrt
ist (vgl. meine Ausführungen in Nr. 6 des

laufenden Jahrganges di«eser Zeitschrift S. 120

und 121). Ist diese Voraussetzung nicht vor¬

handen, so wird eine Satzungsbestimmung im

Sinne d«es § 205 Abs. 5 der RVO. von den

Oberversicherungsärntern m. E. nicht ge¬

nehmigt werden dürfen.

Dr. jur. Fritz Kadgiehn, Nowawes.

Teilungsabkommen mit privaten Ver¬

sicherungsgesellschaften bei Ersatzan¬

sprüchen aus § 1542 RVO.

Im Anschluß an meine Ausführungen in

Nummer 3 1931 dieser Zeitschrift weise ich

noch daraufhin, daß von verschiedenen Ver¬

sicherungsgesellschaften in dem Vergleichsab¬
kommen eine Unterscheidung zwischen Ver¬

schuldens- und Gefährdungshaftung nicht für

zweckmäßig gehalten wurde, da die Unter¬

scheidung noch nicht die bestmögliche Ver¬

einfachung der Beziehungen zwischen den

Sozialversicherungsträgern und den privaten
Versicherungsgesellschaften bringe. Wir haben

nun auf Grund unserer Aufzeichnungen und

unter Abwägung aller Umstände für alle

Schadensfälle, ganz gleich ob es sich um An¬

sprüche nach der Verschuldens- oder Gefähr-

dungshaftung handelt, als geeignete und an¬

gemessene Grundlage 66% v. H. ermittelt.

Man kann die Richtigkeit dieses Hundertsatz»

leicht nachprüfen. Im Jahre 1930 waren bei

unserer Kasse nach dem Grundsatz der Gefahr-

dungsheftung zu vergüten:

1 Kraftfahrzeuggesetz
a) Kraftwagen 48,0 v. H.

b) Motorrad 7,0 v. H.

2. ReichshaftpflichtL" setz

a) Eisenbahn 0,9 v. H.

bj Stiaßenbahn V.H.

3 Luftverkehl ? ?/ 0,5 v. 11.

4 $ 533 BGB. (Tierhalter) . . . . 4,1 v.H.

Si.: 66,1 V.H.

353



also rund H aller Ersat. prüche. Der Real

Ersetsans|Mttchs nämlich 33*j v. H.

i rxdete sich auf die B«estimmun^
Iahen Gesetzbuches über uneHaul

Handlungen usw. (Verschublcnshnftung). Wenn

n mir früh rmittelten und begründeten

iligungsouoten von 75 v. H. bei der G

fahrdungshaftung und 50 v. H. bei der Ver-

schuldenshaftling zugrunde gel«egt werden, so

^ibt sich tolgendes Rechen» ipel:

a) Gefährdungshaftung:
<*> i II

•>|»ru«ii* Brtrilu'«ai|:-**(ijot«r

Ann il .im £__"**nr
i \ rfkomrurn

b) V e i s c h u 1 «1 e n s h a f t u n g :

aller \r.*|»rua
—t

J

i*

Die so rein rechnerisch ne Vergleici
grundlage deckt sich also genau mit der von

uns aul Grund unserer statistischen Erhebunger.

gewonnenen Vergleic hsgrundlage von 66H V. H.

\X*ir haben jetzt neben elem in „Yolkstüm-
lichen Zeitschrift' Nr. 3 allgedruckten VeillSgS

¦ twurt (I) daa nachfolgend wiedergegebene
Abkommen (Entwurf II) als Grundlage tur die

1 eilungvibkommen mit den Versicherungs¬
gesellschaften verwendet. Aus der bisherig«

pi iktischen Erfahrung können wir nur sagen,

ch die Regelung «h i Ersatzansprüche mit

«len V gsgesellschatten, die ein Ab¬

kommen mit uns geschlossen haben, reibung _?¦

les und vor allen Dingen angenehm un«l schnei!

abwickelt.

Ven den Versicherungsgesellschaften, die mit

uns noch kein Abkommen getroffen haben,
wirel immer wieder eingewendet, elaß viele
Krankenkassen unel auch die Berufsgenossen-

ften tan Abkommen auf der Grund! von

">••> \ H. geschlo hatten. Es Ware deshalb
rur Erleichterung eler Verhandlungen mit <:

Versicherungsg«: Seilschaften und besonders
auch im eigenen Interesse» der Soziab «isiet

ngstriget wünschenswert, wenn die in dieser

rm geschT Abkommen bald einer Re¬

vision entersogen würden und bei Neu-
n( (aussen nur einer der beiden Veitiagsent-

i Grundluge dienen würde.

Teilungs-ibkommen über Regraftfordarungen in
aade:.stallen zwischen un«l «ler All-

< ortskrankenkasse tur den Stadtbezirk
Köln in Köln,

1. NXYnien von dei allgemeinen Ortskrankm-
• K .i at (nun i Vorschrift <k 154.1

RA iüche gegen ein« i'. ei
-

lie i: /.liehe Haftpflicht aus

m dei Regr* gründe 1

bei
. .

Vi st H dtptliehtv. hi rer bei
hing !le

t Prüfung dei Haftpflicht! un«!

izt dei I >rtsf kenk Köln
¦ ui h t: den I*al!in. it\ wel< der Seh

• *< ir dur«ch >. Verachtd«den des
(Vi i Iet ien ist

Hundert Aufwi n <! Allg«
»üsk kenk
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2. Die Allgemeine Ortskrankenkasse Köln ver

htet in allen, also auch in den Fällen, ii

denen der betreffende Schadensfall nachweisba

in vollem Umfange durch das Verschulden <

Regreßpflichtigen entstanden ist, auf 33% x. H

der in § 1 genannten Leistungen.

^ 3. Das Teilungsabkommen gilt für alle — nocl

.schwebende — nach dem bei

r Allgemeinen Ortskrankenkasse Köln zu:

Kenntnis gebrachten — Versicherungsfälle. E^

nn mit monatiger Frist zu jedem Quartals-
ende gekündigt werden. Schadensfälle, die b

zum Ablauf des Abkommens bei der All«,

meinen Ortskrankenkasse Köln angemeldet
wurden, sind nach den vorstehenden Abmachun-

n zu entschädigen, auch wenn die Liejuidation
•*rst BU einem späteren Zeitpunkt erfolgt.

Claus Schmitt, Köln.

Der § 74 Abs. 2 AVAVG. in der Praxis.

Besteht bei land- und forstwirtschaftlicher Be¬

schäftigung auf Grund eines Lehrvertrages von

einjähriger Dauer nach dem AVAVG Ver-
Sicherungsfreiheit?

Nein, wenngleich § 74 Abs. 2 AVAVG. in

( legensatz zu Absatz 1 vorsieht, daß eine land-

und forstwirtschaftliche Beschäftigung _u

Cirund eines schriftlichen Lehrvei träges \

e i n jähriger Dauer versicherungsfrei ist. Es

liegt hier ein Kuriosum vor! Der Gesetzgebei
t bei Abänderung des Absatzes3 «des gleicher

Paragraphen offenbar übersehen, daß Absatz 2

dadurch ebenfalls einer Aenderung hätte um¬

zogen werden müssen. Denn Absatz 2 könnt«

m. E. nur so lange Geltung haben, als auf Gru

der alten Voraussetzungen cles Absatzes 3 i

Versicherungsfreiheit erst Ö Monate vor Be¬

endigung daa Lehrverhältnisses erloschen i-

aber wird jetzt Absatz 2 durch Absatz 3

wieder aufgehoben, nach dem eiie Versich

i ungstreiheit hon 12 Monate vor dem

1 ge, an dem las Lehrverhältnis durch Zeit¬

ablauf endet, erlischt.

E i n jahrige Lehrverträge in der Land- und

Forstwirtschaft, wie sie hin und wieder vor¬

kommen mögen, und auf die Absatz 2 heute

ch Bezug hat, sind also unter Berücksich-

ung der meierten Bestimmungen des Ab¬

satzes 3 zu behandeln! Der Absatz 2 des $ 74

AVAVG. ist also „illusorisch" -worelen.

Bruno Reek, Spaivi
Brauerei-

und Mälzereiberufsgenossenschaft.

i «hr 2. Sektion (Sitz in Berlin) sind 463

P«ersonen versichert, während «lie 1. Sektion

32290 V cherte und die $ Sektion 22145
¦sicherte aufwi Im Jahre lg30 waren hei

Sektion 720 Brau* rn, 101 Mälzerei*
mit 1315 Nebenbetneben (Biernieder!
sichert. An Löhnen wurden 148882326 R

nachgew a. Im Laufe d« Jahre 1 »V»

gingen 24 Betri» ein. Im kautmännis«

«ler Braiwreien waren 471(J \

mit >4 744 RM. Gehältern beschäftigt 1

Durchschnittslöhne im technischen Betri« >«

trugen 2024 RM., im kaufmännische Betri«

5238 RH

Im Bezirke der Sektion, li« if W

und N hland streck beti



«r G«esamtlohn der v ersicherten Personen

>3Q5 191 RM. Ende 1930 waren 403 Brauereien

1 68 Mälzereien versichert. Im Berichtsjahre
irden 3941 Unfälle gemeld-et, darunter 20

t tödlichem Ausgang. Neuentschädigt wur-

ti 114 Unfälle. Renten wurden an 740 Ver-

tzte gewährt, darunter 165 Schwerbeschädigte

t 80 Kinderzulagen, an 382 Witwen und 134

eisen. An 160 Witwen wurde wegen Invali-

ät die doppelte Witwenrente gewährt.

e Gesamtgenossenschaft zahlte 1930 an

Entschädigungen 3 685 012,21 RM., auf die

ktion 3 entfallen hiervon 815 734,94 RM.

Die Berufsgenossenschaft der chemischen
Industrie 1930.

Die Zahl der versicherten Betriebe hat gegen¬

über dem Vorfahre um 2,2Ü v.H., nämlich von

14 702 auf 15 087 zugenommen. Zu bemerken

t jedoch, daß von diesen Betrieben 441 gänz-

( h still lagen. Die Zahl ler beschäftigten Voll-

rbeiter (Arbeiter und Angestellte) fiel von

101 158 auf 347 723. Die Abnahme beträgt
1 J,32 v. H. Zu diesen Versicherten kommen

»ch 51 733 pflichtversicherte kaufmännische

Angestellte. Die Summe der Löhne und Ge¬

titer der versicherten Personen ging von

1171577 270 RM. auf 1036S83435 RM. (11,49
v. H.) zurück. Der Durchschnittsverdienst der

Arbeiter und Betriebsangestellten stellt sich auf

2543 RM., der der kaufmännischen Angestellten
auf 2934 RM. Interessant ist, da& allein 36,6
\. H. der überhaupt versicherten Arbeitnehmer

in 44 ausgesprochenen Großbetrieben beschäf¬

tigt sind. In Kleinbetrieben mit 1 bis 20 Be¬

schäftigten sind dagegen nur 15 v. H. der Arbeit¬

nehmer tätig. An Ausgaben sind zu verzeichnen:

Unfallentschädigungen 9 440 604 RM., Unfallent-

schädigungskosten '382 574 RM., Rechtsgang¬
kosten 54 7I5RM., Unfallverhütung 309 367RM.,
Finanzdienst 17 844 RM., Verwaltungskosten
eler Zentrale 414 205 RM., Verwaltungskosten
der acht Sektionen zusammen 675 025 RM. Zur

Anmeldung gelangten insgesamt 26 555 Betriebs¬

unfälle (im Vorjahre 38 288) und 631 Berufs¬

krankheiten (781). Die Gesamtzahl aller gemel¬
deten Schadensfälle ist gegenüber dem Vorjahre
um 30,42 v. H. zurückgegangen. Erstmals ent¬

schädigt wurden 2296 Unfälle (2491) und 94 (61)
Berufskrankheiten. Zugenommen haben dem¬

nach die entschädigten Berufskrankheiten. Der

Hundertsatz der Wegeunfälle zur Zahl der Un¬

fälle überhaupt ist weiter gestiegen. Er beträgt
im Berichtsjahre 12,21 v. H. Die Gesamtzahl der

Rentenempfänger betrug am Schlüsse des Be¬

richtsjahres 15 608.

ANGESTELLTE UNO BEAMTE

Verfassung und Notverordnung.
Das Reichsversicherungsamt hat in einer Ent¬

scheidung vom 28. März 1931 (I 31 BS. III) zu

der Frage Stellung genommen, ob die sechs-

prasentjge Gehaltskürzung, wie sie die Not-

rordnung vom 1. Dezember 1930 auch für

Berufsgenossenschaft sangestellte enthält, ein

Verstoß gegen den Artikel 152 der Reichsver-
*

issung (Schutz der Vertragsfreiheit) darstellt.

Reichsversicherungsamt erblickt in dem

ngriff der Notverordnung in die einzelnen

i henstverträge keine Verletzung der Ver-

issung. Es führt in den Gründen seiner Ent-

heidung aus:

Oa es sich um eine Streitigkeit aus dem Dienst ¦

* rhältnis eines der Dienstordnung unterstehen-

n Angestellten «ler Berufsgenossenschait
:_«!elt, ist «las RVA. für «lie Entscheidung

iber die Beschwerde zuständig. Dabei war die

• rage, ob die Notverordnung allgemein oder

lw«eise rechtsungültig ist und ob sie ins-

sondere für das Anstellungsverhältnis d

'.uns iechtswirksam st, von Amts wegen IU

ifen. Jedoch unterlag es nicht der .Prüfung
_ Senats, ob dit* Votauasetiungfn des Art. 4^

s. 2 «ler R«eichsverfassung tür den Erlafi der

•»•u «Inung vorgel«ege i haben, ins] •

da th*ntliche Sicherheit und Ordnung er-

•blich rt oder gefährde! und ob die

/«•Inen Maßnahmen zur Abwendung di«eser

fahr tats.Khlich erf<»:aierlic h waren. Die Ent-

eidunf hierüber ist vielm-ehr allein he

pflichtmäfitgen Ermn as des Reichs-

skJent-en und «h-r R«eichsregierigsg sowie d«

hstag* im Rahnien l.ner Mitwirkung

nach Art. 48 Abs. 3 RV. (zu vgl. Entsch.

des RVGer. Bd. Q S. 193 Nr. 4t); ferner Entsch.

des Reichstinanzhofes Bd. 15 S. 167 sowie

Poetzsch-Heftter, Reichsverfassung, 3. Aufl.

S. 239 Anm. 12). Dagegen war die sonstige
(lültigkeit eler Verordnung, d. h. ob sie nach

ihrer Entstehung und ihrem Inhalt verfassungs-

bestSndig ist, insbesondere sich in elen durch

den Art. 48 gehetzten Schranken hält, nachzu¬

prüfen (zu vgl. Anschütz, Die Verfassung des

Deutschen Reichs, 12. Aufl. S. 248 Anm. B zu

Art. 48 und das dort erwähnte Schrifttum;
ferner FuM. des RVA. Bd 18 S. 91 und Bd 28

S. 453, insbesondere Seite 457 und die* dort auf¬

geführten Entscheidungen).

Die Verordnung vom 1. Dezember 1930 ist der

Form nach ordnungsmäßig ergangen. Sie trägt

die Unterschrift des Reichspräsidenten und ist

vom Reichskanzler und Reich sinnenminister

gegengezeichnet. Im Reichsgesetzblatt ist sie

am 2. Dezember 1930 veröffentlicht, damit ver¬

kündet und nach $ 2 des Gesetzes über dir

Verkünclung von Rechtsverordnungen »m

ia Oktober 1923 (RGBL I S. 950) an i De¬

zember lu30 in Kraft getreten.

Die Plage nach elen gesetzlichen Schranken

<h sogenannten N«*t rdnungsrechts di

R«eichsprasklent«en hat zahlreiche Zweifelsfragen

zeitigt, s al bezüglich «ler Zulässigkeit des

Erlas dl Yeronlnungen uberhaup* v\

stach hinsichtlich der Art un«l des Umfang«
r zu trottenden Malnahmen. Die geli dich

vertretene Autfassun
_

dafi wirtschaftU«che

hwierigkeiten e I iei ihrdung der ottent-

lichen Sicherheit und < >rdnung nicht bilden
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konnten und d«rshalb den Erlaß einer Notve

ordnung nicht rechtfertigten, ist durch die Re-

gierungspra*is bei ihrer weitgehenden Aus-

gung d«es Art. 48 abgelehnt worden und auch

von der herrschenden Meinung im Schrifttum

vt nt (zu vgl. Anschütz a. a. O. S. 248 Anm. 8

zu Art 48 und insb-esorvlere Prof«essor Hensel

in der Deutschen Juristenzeitung 1930 S. 1054 ff).

Ebenso wird von eler wissenschaftlichen Mei¬

nung überwi-egend unerkannt, cipfi zu den nach

Art. 48 zulässigen Maßnahmen auch Recht

rordnungen mit G«esetz«pskraft gehören. Da

das im Art. 4S Abs 5 vorgesehene, das Not-

rordnungsr«eeht des Reichspräsidenten näher

regelnde Reichsgesetz bislang ncxrh nicht er-

>ssen ist. können im Sotveroedsßsngpswegs alle

Verordnungen ergehen, zu denen die Reichs-

r«egierung berechtigt wäre, und darüber hinaus

auch Anordnungen, die unter gewöhnlichen
Verhältnissen durch einfach« Reichsgesetz zu

treffen wären. Dag«egen könnten verfassungs¬
ändernde Vorschriften nur ergehen, soweit «es

Artikel 48 Abs. 2 ausdrücklich gestattet.

Ihe dortige Aufzählung der Artikel, die außer

Kraft g<esetzt werden dürfen, ist erschöpfend
und nicht nur als ein beispielartiger Hinweis

anzusehen (so die weit überwi«egende wissen¬

schaftliche Auffassung; zu vgl. Anschütz a. a. O.

Anm. 12 und 13 zu Art. 48; Poetzsch-Heffter

a. a. O. S. 240; Reichsgerichtsrat Dr. Simonson

in Deutsche Richterzeitung 1931 S. 83; Pro-

iessor Apelt. Leipzig. Juristische Wochen¬

schrift 1931 S. 696 und Professor Dr. Helfritz,
Breslau, Deutsche Richterzeitung 1931 S. 45).
Im übrigen kann diese Fra^ dahingestellt
bleiben, da <ler a. a. O. nicht mit aufg«ezählte
Artikel 152, eler nach der Autiassung d«es B«e-

schwerdeftthrers verletzt sein soll, tatsächlich

ht durch die Vorschriften des § 5 im zweiten

Teile Kapitel II der Verordnung vom 1. De¬

zember 1930, auf die «es hier ankommt, verletzt

wird. Art 152 Abs. 1 der Reichsverfassung
besagt nämlich, daß im »Wirtschaftsverkehr

Vertragsfreiheit nach Maßgabe der Gesetze gilt.
^ch der herrschenden Auffassung der Staats-

r«rchtslehrer, denen zu folgen für elen Senat

ine B«edenken b«estehen, bildet dieser Artikel

lie \erfassun^ chtliche Anerkennung der

Privatautonomie im Wirtschaftsverkehr. Die

enzen der Vertragsfreiheit bilden aber c!

• setz worunter eler jeweilige Stand d«

objektiven Rechts zu verstehen ist </u vgl.
dl, in «Die Grundrechte und GrwndpAichlen

der Reichsverfassung", 3. Bei. S. 175 ff., ins-

be S. 184 S Die Grenzen der Ver-

tragsfreiheit ergeben sich sowohl aus öffentlich¬

rechtlichen Rechtssatzen. als auch aus zwingen-
N men eles Privatr* l, ohne «laß diesen

setz- ib e\r\ vi »sungsünderrwler
arakter innewohnt (m gl. besonders >e.

Die Reichs Fassung, 6. Autlage S. 3**» Anm. 1

zu Art 152). I>ies gilt insbes-ondere heute aut

m Gebiet, dea Arbeitsre< Kartell-

rechts. des M:tters4 > und in r-

gangenheit tür elie zahlreichen aut Grün«!

\ t 48 Abs 2 en N rordnungen
hllch Markentwertung und oefwertung
V |« RQ in St

n Bei. S I tur V-erOrdnung % an

N ember 192 uber «lit* Wr ;>:].'htur

zur Annahme von Reichsmark bei Inland

geschäften). Es kann deshalb auch keiner

A*ifel unterli-egen, daß die Vorschriften d#

5 a. a. O., auch soweit sie unkündbare Ver¬

träge für kündbar erklären, nicht verfassungs
ändernden Charakter tragen und daher sow<

durch ein einfaches G«esetz wie auch durch ein»

Notverordnung nach Art. 48 Abs. 2 der Reichs¬

verfassung erlassen werden konnten.

Es kann auch nicht eingewendet werden, die in

Frage kommende Vorschrift sei nicht geeignet,
der Sicherheit von Wirtschaft und Finanzen zu

dienen. Denn die Vorschrift ist nicht für sich

allein zu beurteilen, sondern im Zusammenhar

mit dem g«esamten Inhalt der Notverordnung

(zu vgl. des RVGer. Bd. 9 S. 193 Nr. 46, ferner

Ministerialdirektor Zarden, Deutsche Juristen¬

zeitung 1930 S. 1542). Unter di«esem G«esichts-

punkt ist aber ein enger Zusammenhang
zwischen dem Kündigungsrecht und den ge¬

planten Erleichterungsmaßnahmen für Wirt¬

schaft und Finanzen nicht in Abrede zu stellen.

Da auch sonst keine B«edenken g«egen die

Rechtsgültigkeit der von der Beklagten an¬

gewendeten Vorschrift d«es § 5 bestehen — e

sei übrigens auf die in § 11 vorg«?sehene be¬

schränkte Dauer der Notverordnung bis zum

31. März 1934 in di«esem Zusammenhang b«e-

sonders hingewiesen -

,
ist die Kündigung zu

Recht erfolgt, und es war daher der Be¬

schwerdeantrag auf Wi«ederherstellung dl

früheren Anstellungsvertrags in der ursprüng¬
lichen Form zurückzuweisen.

Wohlerworbene Rechte und Gehalts¬

kürzung«

Durch die wiederholten Kürzungen der Be¬

amtengehälter auf Grund von Notverordnun¬

gen des Reichspräsidenten wurde die Fraj/

aufg«eworfen, ob die^e Notverordnung«en nicht

den Artikel 129 der Reichsverfassung verletzen.

Nach dieser Verfassungsvorschrift sind die

wohlerworbenen Rechte der Beamten „unve:

letzlich' .
Der Reichsfinanzhof hat in einem

Urteil vom 25. März 1931 diese Frage verneint.

Im Anschluß daran veröffentlicht der Berliner

Staatsrechtler Prof«pssor Dr. Carl Schmitt.

Berlin, einen Beitrag in der „Deutschen Juristen-

Zeitung (1931, S 918), der in einigen Teilen

von allgemeinem Interesse ist. Nach den Dar¬

legungen des Professors Schmitt beruft sich

der Reichsfinanzhof darauf, daß der Artikel 12*'

ie Rechte der Beamteneigenschaft in ihrer

: m t h e i t garantiere und bezieht

auf B«egriff und Form der „institutio¬
nellen Garanti e*\ Professor Schmitt fähr'

dann fort:
#

Danach ist das eigentliche Schutzobjekt der ver

sungsrechtlichen Sicherung d. Instituti

«les «leutschen Berufsbeamtentums als solc

wie sie sich mit typischen Grundzugen (öfh nt

lich-rechtlicher Charakter, grundsätzlich leben^

gliche Anstellung, Standesdisziplin, h

archischer Aufbau, standesgemäßer Unterh

rz!iche Normierung der Bezüge,

hörigem g usw.) he: -gebildet 1

Subjektive verm srechtliche Ansprüche
azelnen Beamten können unter die Unveri
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akeitserklärung fallen, aber nicht als indivi-

alistischer Selbstzweck (das wäre eine er-

iunliche Privilegierung u d höchstens als

i>ergangsbestimmung für c i Status quo vom

14. August 1919 b«egreiflich), sondern im Rahmen

r institutionellen Garantie. Die hier inter-

sierende Frage, welche vermögensrechtlichen

Ansprüche des einzelnen Beamten unverletz¬

te wohlerworbene Rechte sind, beantwortet

i h nach der Lehre von der institutionellen

darantie dahin, daß wohl der Anspruch
auf standesgemäßen Unterhalt und

er inhaltlich variable Anspruch

i u f die jeweiligen besoldungs-

S setzlichen Bezüge, nicht aber

ler Anspruch auf Unterlassung

ingünstiger Aenderungen des Be¬

soldungsgesetzes wohlerworbenes

Recht ist.

Der Streitpunkt ist demnach keineswegs, ob

subjektive vermögensrechtliche Ansprüche des

nzelnen Beamten verfassungsrechtlich ge-

hützt sind. Das bejaht die Lehre von der

.astitutionellen Garantie durchaus. Sie liefert

sogar die m. E. einzige stichhaltige Rechtferti¬

gung und Begründung für den verfassungsrecht-
h gesicherten Anspruch auf standesgemäßen

Unterhalt und auf eine berechenbare, generell
normierte (also nicht etwa in das Ermessen

nes Vorgesetzten gestellte oder von Fall zu

Fall festzustellende) Höhe der Bezüge. Eine

mdere Frage ist es aber, ob darüber hinaus auch

die Höhe der besoldungsgesetzlichen R«Bgelung
inverletzlich ist. Wäre das der Fall, so hätte der

Beamte, außer dem Anspruch auf die der

weiligen besoldungsgesetzlichen Regelung ent¬

sprechenden Bezüge, auch noch ein Recht

darauf, daß diese nicht zu seinem Nachteil ge¬

ädert werden. Er hätte ein wohlerworbenes

Recht auf die jeweils günstigste besoldungs-
setzliche Normierung. Statt der Garantie eines

Minimums (standesgemäßer Unterhalt) und

ein«es nach Maßgabe der Gesetze bestehenden

Anspruchs erg«ebe sich die Garantie eines

Maximums; die Beamtengehälter könnten (und

Uten wohl auch nach der Lage der Finanzen)

höht, dann aber trotz veränderter Lage nicht

wieder (außer im Wege einer Verfassungs-
lerung) herabgesetzt werden.

Das wäre ein ungewöhnlicher, angesichts der

heutigen Wirtschafts- und Kassenlage doppelt
luffälliger Anspruch . . .

Die Meinung, daß die jeweils günstigste be-

Idungsgesetzliche Regelung ein wohl-

worbenes Recht der Beamten sei, kann sich

B ler auf die Entstehungsgeschichte, noch auf

n B«egriff der wohlerworbenen Rechte, noch

ri Zweck und Ziel des Artikels \29 berufen . . .

ist weder logisch noch praktisch zulässig, zu

»gen, eine Herabsetzung dürfe nicht erfolgen,
?dl sonst möglicherweise willkürliche Herab-

•zungen vorgenommen werden könnten; denn

ir daß willkürliche und mißbräuchliche

haltskürzungen möglich nd, folgt doch

cht, daß es überhaupt keine Gehaltskürzungen
u geben darf. Kann schließlich nicht viel¬

er eine andere, ebenso b«edenkliche Art von

brauch und Willkür darin li«egen, daß ein

günstigen Zeiten erreichter Standard ohne

Rücksicht auf die veränderte Lage von Staat,

Volk, Wirtschaft und Finanz festgehalten
werden soll?

Im Kern der Konstruktion einer ziffernmäßigen
Garantie der gesetzlichen Bezüge steckt ent¬

weder eine unklare Nachwirkung der Ueber-

gangsgarantie vom Sommer 1919 oder eine

privatrechtliche und privatwirtschaftliche Aut-

fassung, die dem öffentlich-rechtlichen Charakter

unseres Berufsbeamtentums durchaus wider¬

spricht und ihm seine rechtliche, politische und

moralische Grundlage entzieht. Die Sicherungen
der Beamtenstellung, die die Reichsverfassung
dem Berufsbeamtentum gewährt und die in der

allgemeinen Unsicherheit des heutigen wirt¬

schaftlichen Lebens eine große B«esonderheit

darstellen, können nicht zu individualistischen

Vorteilen gemacht und aus dem Gesamt¬

zusammenhang der öffentlich-rechtlichen In¬

stitution des Berufsbeamtentums heraus¬

genommen werden. Wer hier Gesichtspunkte
der Enteignung privater Vermögensrechte oder

Analogien mit privatvertraglich wohlerworbenen

Rechten geltend macht, begeht denselben

Fehler wie derjenige, der für die Beamten zwar

Unkündbarkeit ihrer Stellung und alle anderen

Vorteile, gleichzeitig aber ein Streikrecht be-

ansprucht, das nur auf Grund eines privaten
Arbeitsvertragsverhältnisses -denkbar ist. Mit

vollem Recht hat der Reichsfinanzhof in seinem

Urteil vom 25. März 1931 auf den institutionellen

Gesamtzusammenhang hingewiesen, indem er

sagt, daß Rechte und Pflichten der Beamten

zusammenhängen. Es gibt nicht ein einziges

subjektives Beamtenrecht, das außerhalb e'er

spezifischen Institution des deutschen Berufs¬

beamtentums stände, und gerade v o m S t a n d-

punkt der Be a m t e n i n t e r e s s e n aus

scheint es mir nicht weitblickend

zu sein, die unveränderte Weiter¬

führung der in Zeiten der Prosperi¬
tät erreichten Gehaltshöhe als

wohlerwobenes Recht zu fordern.

Staat und Beamtentum sind eng miteinander

verbunden, als daß man die finanzielle Lage eies

einen von dem vermögensrechtlichen Standard

des anderen auf die Dauer trennen könnte."

Schmitt kommt also — wie der Reichsfinanz¬

hof — zu dem Ergebnis, daß der Schutz der

„wohlerworbenen Rechte" dem Beamten nicht

eine bestimmte Gehaltshöhe garantiert. Die

Reichsverfassung sichert ihm lediglich den

„standesgemäßen Unterhalt". Diese Auslegung
des Artikel 129 RV. zerschlägt zweifellos die

Hoffnungen, die unzählige Beamte auf die

Garantie ihrer Rechte durch die Reichs¬

verfassung gesetzt haben.

Das badische Notgesetz.

Das badische Staatsministerium hat aut (irund

der badischen Verfassung und des Artikels 48

Abs. 4 der Reichsverfassung am 9. Juli 1931

ein Notgrsrtz herausgegeben. Dieses Gesetz

sieht eine weitere Kürzung der Dienstbezüge

der badischen Beamten um 5 v. H. vor. N .< h

dem Muster der Notverordnungen des Reiches

wird elieser Grundsatz auch ausgedehnt aul

eiie „sonstigen Körperschaften, Anstalten un 1

Stiftungen des öffentlichen Rechts .
Damit aber

keiner dem Gehaltsabzug entgehe, enthält das
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\ | ne wettere V« schritt, wonach zur

• s ger' hten Ausgleichs inner-

lei I i.schalt und zur Erleichterung

der finanziellen Notlage der Gemeinden und

K: Ausgleie hkabgal erhoben wird.

/ r Entrichtung dii Abgabe sind verpfliclc

sonen, denen ( n Gemeinden, Gemeinde-

Kreise und sonstige Körperschaften,
Ans und Stiftung! d« tfentlichen

Rechts fwhalte Versorgung» «d Hinter*

blieben«ris«snsprüd zustehend Das, \b-

gabe ist gleich dem Betreg« um den die Bezug
des Abgabepflichtigen zu kürzen waren, wenn

i ( MtendnMM hang wohlerworbener oder ver-

* inbarunesniäBigei Rechte nicht entgegen*
siur.de. Die von den „sor.s. rpersc haften"

rhobene Abgabe Rieft in den Gemeindeaus-

hsstex k.

\XV haben den Berlin« Arbeitsrechtler Rechts-

awah TH. Pi lenkel über die Rechtmäßig-

k* er V »i schritt über die Ausgl«eichsabgabe
U t. Rechtsanwalt Dr. Fraenkel hat sich

l htlich wie fahrt aibert:

I :• Stand d« tchfolg«enden Gutachteais

ist die Frage, ob Artikel 2 § 3 it. des Not-

etzes «h-s Landes Beden vom u. Juli 1931

gultig ist «»der nicht.

I> Bestimmung, Gültigkeit erörtert

werden soll, beschäftigt su h mit der Zahlung

.ner Abga! sc>lchei Personen, «lie gegen

(pefneind-en, t lemein-deverbäiule, Kreise urul

¦onstif Körperschaften usw. «les öffentlichen

Rechts Gehaltsansprfiche besitzen und der«en

GehaH nicht gekur/t weiden kann, weil der

K u/ung wohl«erworbene oder v«er«einbanmgs-

mabige Recht- genstehsn. Die Abgabt
wird erhoben rar Schaffung ents gerechten
Ausgleie hs innerhalb der Beemtenschaft und

in ci len htei ung «ler finanziellen Notlage der

(iemeinden und Kit ise (^ 4). Die Abgabe ist

rordnet aad Grund des Artikels 4S Abs. 4 der

Reichsverfassung, wahrend «las Notg«esetl als

<• .lassen ist auf Grund des§56Abs»2
Badischen V*erf«aseui »und *eit not¬

wendig" aul Grund des Artikels >|8 Ahs. 4

Reie hs\ ei i«assun|
Bs bedarf keiner näheren Untersue hang, ob

nnd Inwiew-etl § Hb Abs. 2 der Badischen Ver¬

fassung «iie Bestimmungen «les Artikel 2 $ 3

Stützt. Es sei nur « i wahnt, dafi h h bndise hein

1 inde si.i ht Notv«erordnungen «lann erlassen

werden können, wenn dei Gegenst-and dei Not-

etOrdnung zein«er Natur nach /ur Bese hhiß-

tssung «les Landtags gehört und die Notver**

:«lnung durcii das St »hl dringend ge¬

lten ist, und ohne die Notv-eroi Inung d*

Zweck, d a. rden soll, vereitelt wird«

Bs iuwi i0 dab nach bndischem

Recht h die* vorab .ade Aufhebung
i Ret hte m< »glich ist.

iffenbai hat die badische s ierui

glüh. Bestimmung des Badischen Not-

izes iui Artikel 4N Ahs. -4 ...i Reichsver-

in« estützti weil sie si«ch st bewuftt

n ist. \ •

i dnung s. >w i lie

r zu b en Bestimmungen in Fi

len Kompet«enzber«eich «les Landtags

ib tet. d \en«lenai.. di

larste
V i is ['» idis N /on sprit ht,

(um die h h Hein

handelt), soweit Ihm öffentlich-rechtlich

Anstalten usw. beschäftigt werden, eine Abg

rlegt wird, kann kein Zweifel sein, daB eii»

Abgabe als Steuer, und zwar als Einkomnv

Steuer, zu bewerten ist. Unter Einkommen

nach eler Legaldefinition des Einkommensteu

geset/es der G ntbetrag der in Geld- od

Geldeswert bestehenden Einkünfte nach Abzu.

gewisser Betrige zu verstehen. Im vorliegend«
II hanelelt es sich um die Besteuerung d

Einkommens aus Arbeit im Sinne cles $ 9 d»

Einkommensteuergesetze s.

I:s tragt sich daher, ob die badische Lande

regierung durch Notveror«dnung eine Regelui
treffen konnte, die als Schaffung einer neue

Einkommensteuer zu bewerten ist.

Diese Pi läuft auch darauf hinaus, ob in

Verhältnis zwischen Reich und Ländern das

Land eine entsprechende Einkommensteuer¬

regelung treffen kann. $ 2 des Einunzausgleichs-

geset/es sieht vor, daß die Inanspruchnahme
von Steirern für das Reich elie Erhebung gleich¬

artiger Steuern durch die Länder und G*

meinden ausschließt, sofern nicht reichsgesetz¬
lich etv\ n anderes rorg«ei«chriaben ist. Da eii

entsprechende» Vorschriit fehlt, ist davon Sin

zugehen, dab die Länder nach $ 2 Finanzaus-

ghacrhsgesetz Einkommenst«euer, che Reich

Steuer ist, nicht erhel>en dürfen.

Bs tragt sich, ob die Länder auf Grund d*

Artikels 48 Ziff. 4 der Reichsverfassung zur Er¬

hebung von Einkommensteuern, die nicht reich

lechtlich verankert sind, befugt sinel. Aus dem

oben Gesagten ergibt sich bereits, daß auf die

bad ise he Wrfassung gestützte Notverordnun¬

gen Einkommensteuer niemals festlegen können.

da einem entsprechenden badischen Gesetz d

Bestimmung des Artikel 13 der Reichsvei -

fassang entgegensteht, daß Reichsrecht Landes¬

recht zu biechen vermag.

Nun sieht jedoch Artikel 48 Abs. 4 der Reichs

vert assung vor, daß bei Gefahr im Verzuge die

Landesregierung für ihr Gebiet einstweilig
Maßnahmen Helfen kann, «lie» ihrem Umfan

nach durch Bezugnahme auf die Diktaturgewalt
des Reichspräsidenten nach Artikel 48 Abs. 2

bestimmt werden. So sagt auch Anschütz in

leinem Kommentar zur Verfassung, daß Inhalt

und Umfang der I)iktaturgewalt der Landes¬

regierung der des Reichspräsidenten grundsät/
lieh gleichsteht (Anschütz, Kommentar S. 178)

Ls ist hierbei unerheblich, ob man die Landes¬

regierung, soweit sie von dein NotVeror«dnungS-
recht nach Artikel 48 Abs. 4 Gebrauch macht.

als Reichsorgan Oder als Landesorgan aut Iahr

wenngleich auch mit Anschütz der letzter«

Auslejju. der Vorzug zu geben ist. Kraft

»sitivei Reichsvorschrift kann elie Landesre-j

Hing nach Artikel 4S Abs. 4 ebenso durch \

rdnung gewöhnliche Reichsgesetze ündei
wie hiei/u der Rt ichspräsident befugt ist. v

gt auch die neueste Untersuchung zu dies»

Materie Richard Grau, Handbuch des Dt

hen Sl .isi echtes Bd 2 S. 295 H., daß die b«

desiegieiung grundsätzlich
aen d«es Reichspräsidc :\ fibereinstimm«

U ._ iu s 297).
Do«ch Ia! »wohl Grau als auch Anschütz \

diesen Grundsätzen gewi Ausnahmen /

A iB übei d • < rrenzen der Diktaturgewalt d«
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I \desregierung nachzudenken, gaben die Vor¬

ige im Spätherbst 1923, als die bayerische
erung die in Bayern stationierten Reichs-

rtruppen für die bayerische Regierung „in
!it nahm". Sowohl Grau als auch Anschütz

ten diese Maßnahme der bayerischen Regie-
ig für unzulässig, Anschütz bezeichnet sie

- nackten Verfassungsbruch. Die beiden

toren stellen es allerdings auf den Sondertat-

stand ab, daß die Landesregierung auf keinen

Fall über die bewaffnete Macht zu verfügen be-

gt sei. Außerdem hebt Grau noch hervor,
i die Landesregierung durch Notverordnung
ht in die Landesorganisation eingreifen
nne, soweit die Landesorganisation erforder-

h sei, um die reichsverfassungsmäßigen
Rechte des Landes zu erfüllen. Diese letztere

isnahme hebt Anschütz in seinem Kommen-

t »r nicht hervor.

der untersuchten Literatur findet sich kein

Anhaltspunkt dafür, ob die vorgenommene

Aenderung des Einanzausgleichsgesetzes oder

ien Durchbrechung als gültig zu bezeichnen

-t oder nicht. Rein formalrechtlich müßte man

Gültigkeit annehmen, da eler Reichspräsi-
at nach Artikel 48 Abs. 2 zweifellos elas

aanzausgleichsgesetz ändern kann und dem

Wortlaut nach die gleiche Befugnis den Landes-

jierungen zuzusprechen ist. Doch führt eine

»Ich rein formale Auslegung zu Ergebnissen,
äußerst bedenklich sind. Denkt man die

_rebnisse konsequent elurch, so kommt man

dem Schluß, daß die Landesregierung von

sich aus für ihr Gebiet die finanzielle Regelung
les Verhältnisses von Reich und Ländern um-

•ßen könne, d. h. mit anderen Worten, che

I nanzverfassung abzuändern berechtigt ist.

Wenn auch zuzugeben ist, daß eine speziell
sitiv rechtliche» Bestimmung in der Ver-

I issung sich nicht findet; muß doch aus all-

ineinen Erwägungen geschlossen werden, elaß

I nicht Aufgebe der Länder sei, die Finanz-

• i fassung des Reiches durch einseitige Länder-

ißnahmen abzuändern. Wollte man elas Ab-

anderungsrecht des Einanzausgleichsgesetzes
den Ländern einräumen, so würde man eine Ge-

i ihrdimg des Reichsaufbaus mit in Kauf neh¬

men, che zweifellos nicht bei Schaffung des

Artikels 48 Abs. 4 geplant gewesen ist. Wenn

Artikel 11 in der Verfassung vorsieht, daß das

ich über die Zulässigkeit und Erhebungsart
a Landesabgaben Grundsätze aufstellen kann,

am Schädigung der Einnahmen des Reichs aus¬

schließen, muß § 2 des Finanzausgleichs-
setzes als Erfüllung eler Bestimmung ehs

Artikels 11 Ziff. 1 angesehen werden (vgl. An¬

tritts» Kommentar S. Ol). Aus der Stellung
Länder als Glieder des Reichs ergibt sich

E. elie Unmöglichkeit, dem Line! als Reichs¬

gan elie Befugnis zuzuspi-ee ht n, die finanzielle

rl LSStmg eles Reichs einseitig abzuändern.

enn elaher davon auszugraben ist, elaß die zu

sprechenden Vorschriften des badischen Not-

»etzes nicht al verfassungsmäßig ang«esehen
den können» tragt sich» ob elie» V«erfassungs-
Irigkeit ehe Nichtigkeit nach sich zieht o lei

i leeiiglich eii ( 'rdnungswidrigkeit ist,
• nach Artikel 48 Abs. 4 durch die Autsicht

s Reichspräsidenten oder eles Reichstags zu

lieren ist. M. E. ist jedoch der Eingriff d«es

badischen Notgesetzes in die Finanzverfassung
so schwerwiegend, daß er schon von Anfang
an als verfassungswidrig zu bezeichnen ist,

auch ohne daß das Aufhebungsbegehren des

Reichspräsidenten gestellt wird. Erkennt man

einmal mit der herrschenden Meinung trotz des

Wortlauts des Artikels 48 Abs. 4 engere Grenzen

für die Diktaturgewalt der Länderregierung als

des Reichspräsidenten an, so ist der gegebene
Tatbestand sicherlich geeignet, analog zu den

Vorgängen des Oktober 1923 in Bayern be¬

wertet zu werden.

Sofern jedoch die Abgabe des badischen Not¬

gesetzes als verfassungswidrig zu bezeichnen

ist, haben die Arbeitnehmer gegen ihren Arbeit¬

geber den Anspruch auf Auszahlung der zu

Unrecht abgeführten Abgaben, da sie ihren

Lohn nicht voll erhalten haben. Diese Lohn-

elifferenz ist gegebenenfalls am Arbeitsgericht
einzuklagen, wobei zur Begründung allerdings
die Verfassungswidrigkeit des Lohnabzug
unter Verwendung der entwickelten Gesichts¬

punkte vorzutragen ist.

Bei dem ersteren ist auch noch auf folgende»
Gesichtspunkte hinzuweisen:

Die Angestellten der öffentlich-rechtlichen

Körperschaften werden einer Sondersteuer

unterworfen. Es wird zu prüfen sein, ob diese»

Sondersteuer nicht mit Artikel 109 der Reichs¬

verfassung, der Gleichheit vor dem Gesetz, im

Widerspruch steht.

Außerdem ist, wie aus dem Wortlaut cles Not-

gesetzes ersichtlich, das Notgesetz nur erlassen,

um wohlerworbene und vereinbarungsmäßige
Rechte, die man durch einen Abzug vom Gehalt

nicht erfassen konnte, zu beseitigen. Es wird

elaher zu prüfen sein, ob diese Bestimmung

nicht wegen Umgehung der Verfassungs¬

bestimmung über wohlerworbene Rechte zu be¬

anstanden ist. Hierbei muß allerdings berück¬

sichtigt werden, daß das Reichsgericht erst un¬

längst unter wohlerworbenen Rechten der Be¬

amten nicht auch die Gehaltsansprüche eler

Beamten verstanden hat. Ganz offenbar geht
elie Notverordnung noch von der Auslegung
der Reichsverfassung aus, daß als wohl¬

erworbene Rechte der Beamten auch die Ge-

haltsansprüche anzusehen sind. Nach ehr

neuesten Reichsgerichtsentscheielung dürfte in¬

soweit kaum noch mit einem Erfolg eines An¬

griffs auf elie Gültigkeit der Notverordnung ZU

rechnen sein» vielmehr ist eler entscheidende

Gesichtspunkt, wie dargelegt, elie Frage ehr

Zuständigkeit der Landesregierung mit Rück¬

sicht auf elas Finanzausgleichsgesetz."
Nach diesem Gutachten ist also eine Anwen¬

dung 'les baelischen Notgesetzes auf die An-

gestellten ehr Sozial vei sicherungstrager nicht

zulässig. Rfgr.

Ordnungsstrafen und Betriebsröte.

Bin neues Urteil des Rei ehs -

a r bei t sger i c h t s.

Das Reichsarbeitsgericht hat am 10. Juni 1931

(RAGB. 04 10'JO) zu eler Irage Stellung gl

nommen» ob ehr B«etri«ebsvertretung in Mit¬

bestimmungsrecht nach S BO Abs. 2 BRG. bei

ehr Verhängung von Strafen aul Grund der

Dienstor«dnungen nach d< Reic-hsver sich*
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rungsordnung zusteht. Das Gericht hat die e»

Fi it und seine Entscheidung wie

folgt be*gründet:

Das Reichsarbeitsgericht hat bereits wiederholt

[RAG Bd i 3H Bd 3 S. SU» Bd. 4 S. 305,

Bd o S 178, Beschluß vom 10. Juli 1929 —

RAG RB. 12 29, Beschluß vom 6. März 1929,

RAG RB. 52/28» Beschluß vom 13. Juli 1929,

RAG. RB. 29 29) entschieden, daß sich das Mit-

«Airkungsr-echt des Grupnenrat«es bei der Straf-

f« t/ung nach $ 80 Abs. 2 BRG. nicht auf

e Fälle b«fschränkt, in denen eine Bestrafung

auf Grund einer nach §§ 134a, I34b der Reichs-

gewO. erlassenen Arbeitsordnung in Frage
kommt, sondern daß sich die Regelung auch

auf außerhalb der Gewerbeordnung stehende,

dem B-etnebsrategesetz unterli«pgende Betriebe

mit obligatorischer oder fakultative Arbeits-

: dnung erstre«ckt, daß die im § «30 Abs. 2 BRG.

enthaltene Wendung: „Die in § 134b Ziff. 4

11( >. vorgesehene Festsetzung von Strafen" als

gleichbeeleutenel mit „Die Festsetzung von

Strafen im Sinne von § 134b Ziff. 4 GO." zu

erachten ist. Im Anschluß an die Bestimmung

$ 80 Abs. 1 BRG. ist damit den Gruppenräten
allgemein ein Mitwirkungsiecht eingeräumt bei

Straffestsetzungen, die in Arbeitsordnungen
und sonstigen Dienstvorschriften im Sinne des

$ 80 Abs. 1 BRG. vorgesehen sind. Zwischen

den Absätzen 1 und 2 des § 80 BRG besteht

ein innerer Zusammenhang. Der Mitwirkung
der Gruppenvertretungen bei der Festsetzung
eles Inhalts der Arbeitsordnungen und sonstigen
Dienstvorschriften entspricht eine Mitwirkung
bei der F«psts«azung der darin vorgesehenen
Strafen. Damit sind aber auch gleichzeitig dem

Mitwirkungsrecht der Gruppenvertretungen bei

den Straffestsetzungen die Grenzen gezogen.

Soll eine Straff«estsetzung auf Grund einer Be¬

stimmung erfolgen, bei deren Erlaß eine Mit¬

wirkung eler Gruppenvertretung nach § 80

Abs 1 BRG. nicht stattgefunden hat, es einer

solchen auch nicht bedurfte-, kommt nach $ 80

Abs. 2 BRG. auch bei der Festsetzung der

Strafe eine Mitwirkung nicht in Frage. Die»

Entscheidung der vorliegenden Streitigkeit

hängt deshalb in erster Linie davon ab, ob elie

Dienstordnung der Antragsg«egnerin unter die

Vorschrift des $ 80 Abs. I BRG. fällt, also zu

den »sonstigen Dienstverschriften" im Sinne»

«lieser Bestimmung gehörig zu gelten hat. Das

ist vom Arbeitsgericht in dein angefochtenen
Beschlüsse ohne Ret htsirrtum verneint. Aus

«ier Nebeneinanderstellung von „Arbeitsorel-

nungen" unel ..sonstigen Dienstvorschriften" im
1 Abs. 1 BRG. ergibt sich, daß eler Gesetz-

gi unter «len letzteren solche Dienstvor-

fcdiriften \ mden hat. die inhaltlich elen

Arbeits.adnungc*n gleit hen, also Dienstvor¬

schriften» «Ue im wesentlichen die Ol dnung des

Be nahes und das Verhalten dei Arbeitnehn.

im Betriebe betreffen. Die Aufgabe» i\er von

elen iieruKgenossei.se hatten nach ^ 690 tf. «ha

Reu: s< I zu erlassenden Di«enstordnune
hl darüber weit hinaus« Sie hat nach S o<*)

die Anstellungsbedingungen i Rechtsver¬

hältnisse dir Angestellten dei Genossenschaft
zu regeln und nach S 096 die V tgeh&ltei

lie Grtn tze ob an Aufsteigen im

(«halte festzusetzen» als«, den Inhah dei mit
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den einzelnen Angestellten zu schließenden An¬

stellungsverträge in wesentlichen Punkten f«

zulegen. Sie b«eschränkt ihren Geltungsben i K

auch nicht auf den Kreis derjenigen Angeste ik.

ten, die nach § 12 des Betriebsrätegesetzes d

Bestimmungen dieses Gesetzes unterliegen,
ist weiter einheitlich für die sämtlichen im 1

reich der Berufsgenossenschaft beschäftig*

Angestellten aufzustellen, geht also auch in

ihrem räumlichen Wirkungskreis weit über die

Grenzen hinaus, die der Mitwirkung einer Be¬

triebsvertretung gezogen sind. Endlich gelai
die Dienstordnung der Berufsgenossense!»
auch nicht durch die gleichberechtigte Mit¬

wirkung des Arbeitgebers und der Angestellten¬
schaft zur Entstehung, sie kommt vielmehr

kraft eines den Versicherungsträgern ein¬

geräumten Gesetzgebungsrechts (§ 690 Abs. 1

RVO.) zustande, unterliegt der Genehmigung
der Aufsichtsbehörde (§ 700 Abs. 2 RVO.) und

wird unter Umständen sogar durch einseitigen
hoheitsrechtlichen Akt der Aufsichtsbehörde er¬

lassen (§ 700 Abs. 3 RVO.), nachdem gemäß

8 700 Abs. 1 RVO. die volljährigen Angestell¬
ten zuvor von dem Vorstande der Genossen¬

schaft zur Aufstellung der Dienstordnung |

hört worden sind. Die Dienstordnung

bedeutet daher nach Ursprung
und Inhalt etwas ganz anderes als

eine Dienstvorschrift im Sinne

der §§ 80 Abs. 1, 78 Nr. 3, 75 Nr. 5

BRG. In gleichem Sinne hat das Reichs¬

arbeitsgericht bereits im Urteil vom 25. Sep¬
tember 1929 (RAG. Bd. 4 S. 186) die Bedeutung

der Dienstordnungen der Reichsversieherungs¬

ordnung im Verhältnis zum Betriebsrätegeset/
— damals in bezug auf die Dienstordnung einer

Allgemeinen Ortskrankenkasse — in Ueberein¬

stimmung mit der im Schrifttum überwiegen i

(abweichender Ansicht: Kaskel in NZ. f. ArbR.

1926 Sp. 413 ff.) vertretenen Anschauung be¬

urteilt, und den gleichen Standpunkt hat aucl»

das Reichsversicherungsamt in seiner grun«l-
sätzlichen Entscheidung vom 11. Juni 1924

(Amtliche Nachrichten 1924 S. 185) ein¬

genommen. Wenn der Antragsteller dem Ur¬

teile eles Reichsgerichts vom 3. November 192")

— III 589/1924 — einen gegenteiligen Stand

punkt entnehmen zu können glaubt, so beruh:

das auf einer mißverstandenen Auffassung ch

dort gewählten Ausdrucksweise. Indem das

Reichsgericht dort ausgeführt hat, es sei als

zutreffend zu unterstellen, daß die Dienstord-

nung unter die $§ 78 Nr. 3, 80 Abs. 1 BR<

falle- und daß der Angestelltenrat nach §
Abs. 2 das. bei der Verhängung von Ord¬

nungsstrafen mitzuwirken habe, hat es nie

diese Auffassung gebilligt, vielmehr lediglh
zürn Ausdruck gebracht, daß für die damals /

entscheid«ende Frage der Zulässigkeit de

Rechtsweges von jener für die Revisionsinst

als richtig zu unterstellenden Rechtsauffassui

rszugeh«en sei. Ebensowenig kann sich d

RechtiheSChWerde auf das Urteil des Reie:

arbeitsgerichts vom lö. November 1930 (RA*
Bd. 4 S. 305) berufen; denn diese Entscheidu

tont ausdrücklich, daß die in Betracht koi

mende Dienstanweisung nicht zu vergleich«
mit Dienstorelnunff der Reichs\

herungsordnung. Das Betriebsräten



>t hat keinen Anlaß genommen, in seinem

104 die Anwendung seiner Bestimmungen
auch auf die nach der Reichsversicherungs-

_ung zu erlassenden Dienstordnungen vors¬

chreiben.

ht hiernach davon auszugehen, daß eine nach

den Vorschriften der ReichsversicherungS-
inung von einer Berufsgenossenschaft er¬

lesene Dienstordnung keine Dienstvorschrift

im Sinne des § 80 Abs. 1 BRG. ist, so findet

ch § 80 Abs. 2 BRG. keine Anwendung,
wenn «es sich um die Festsetzung einer in dieser

Dienstordnung vorgesehenen Strafe handelt.

Mierdings ist es, wie in RAG. Bd. 4 S. 309

ausgeführt ist, der Wille des Gesetzgebers bei

«ler Schaffung des § 80 Abs. 2 BRG. gewesen,

ehe Mitwirkung der Betriebsvertretung bei der

1 estsetzung von Einzelstrafen einzuführen, um

e bis dahin insoweit bestandene alleinige
Strafgewalt des Arbeitgebers, welche häufig in

NX'iIlkür ausartete, zu beseitigen. Aber die

Schaffung des Abs. 2 ist in unmittelbarem Zu-

vimmenhange mit dem Absatz 1 des § 80 BRG.

erfolgt, und es gewährt deshalb Abs. 2 der

Betriebsvertretung ein Mitwirkungsrecht bei

«ier Einzelstraffestsetzung nur innerhalb der

Grenzen, die durch Abs. 1 dem Mitwirkungs¬
recht hinsichtlich der Vereinbarung des all¬

gemeinen Strafrahmens gezogen worden sind.

Auch Kassel, auf dessen Ansicht der Antrag¬
steller sich im wesentlichen stützt, geht in dem

^<>m Antragsteller vorgelegten Gutachten an

sich davon aus, daß ein Mitbestimmungsrecht
bei der Straffestsetzung gemäß § 80 Abs. 2

BRG. im gleichen Umlange bestehe wie ein

Mitbestimmungsrecht bei dem Erlaß der Dienst¬

vorschriften gemäß §§ 75, 80 Abs. 1 BRG., und

et will den Absatz 2 nur deshalb auf eine auf

Grund der Dienstordnung einer Berufs¬

genossenschaft vorzunehmende Straffestsetzung
angewendet wissen, weil er die Dienstordnung
/vi den Dienstvorschriften im Sinne der §§ 75,

I BRG. zählt, eine Auffassung die, wie vor¬

stehend erörtert ist, nicht geteilt werden kann.

Da aber hiernach das Anwendungsgebiet des

S SO Abs. 2 BRG. sich auf die Arbeitsordnung
und sonstigen Dienstvorschriften im Sinne de

80 Abs. 1 BRG. beschränkt, vermögen die

1 i wägungen der Rechtsbeschwerde, daß auch

andere Bestimmungen des Betriebsrätegesetzes,
/. B. die §§ 84 ff., 96, ebenso wie die Bestim¬

mungen des Kündigungsschutzgesetzes in die

«hirch Dienstordnungen der Berufsgenossen¬
haften geregelten Verhältnisse eler An¬

gestellten eingriffen, ehe hier zu treffende Ent-

* heidung ebensowenig zu beeinflussen, wie

el« i Hinweis der Rechtsbeschwerde darauf, daß

elit Dienstordnungen der Berufsgenossenschaf-
len durch Tarifverträge in allen wesentlichen

akten ergänzt und erweitert werden können.

Antragsteller hat schließlich die Anwenel-

keit des $ 80 Abs. 2 BRG. im vorliegenden
I Ue noch damit zu begründen versucht, daß

di Dienstordnung eler Antragsgegnerin
sie ht von den Versicherungsträgern aufgestellt,

lern auf Grund einer Gesamtvereinbarung

tandegekommen sei. Es sei, so hat näm-

dei Antragsteller geltend gemacht, am

\pril 1927 zwischen dem Arbeitgeberverband
^¦•utscher Berufsgenossenschaften e.V. unel

dem Zentralverband der Angestellten ein

Tarifvertrag geschlossen worden, dessen § 1

bestimme: „Für das Dienstverhältnis der B«e-

rufsgenossenschaftsangestellten gelten, soweit

sie es vorsehen, abgesehen von den nach¬

folgenden Abmachungen, die Dienstordnungen
der einzelnen Berufsgenossenschaften, deren

Inhalt dem anliegenden Muster zu entsprechen
hat.44 In Erfüllung dieser Tarifvertragsbestim¬
mungen sei zwischen den Tarifvertragsparteien
ein Muster zur Dienstordnung vereinbart

worden, das von der Antragsgegnerin wörtlich

für die jetzige Dienstordnung verwendet

worden sei. Das Arbeitsgericht hat mit Recht

diesen Gesichtspunkt für unerheblich erachtet.

Auch wenn es richtig sein sollte, daß die jetzige
Dienstordnung im wesentlichen dem auf Grund

eines Tarifvertrags vereinbarten Muster ent¬

spricht, würde das an ihrem Charakter als einer

nach den Vorschriften der Reichsversieherungs¬

ordnung erlassenen Dienstordnung nichts än¬

dern. Denn die Dienstordnung ist, wie das bei

den Akten befindliche Exemplar ergibt, nach

Anhörung der volljährigen Angestellten und

der Genossenschaftsversammlung beschlossen

und vom Reichsversicherungsamt genehmigt
worden. Eine gleichberechtigte Mitwirkung
einer Betriebsvertretung im Sinne des § 80

Abs. 1 BRG. hat bei der Aufstellung der Dienst¬

ordnung nicht stattgefunden.
Diese Entscheidung setzt die bisherige betriebs¬

rätefeindliche Rechtsprechung des Reichs¬

arbeitsgerichts fort. Schon in mehreren früheren

Entscheidungen hat das Reichsarbeitsgericht
dargelegt, daß die Betriebsräte in den Sozial¬

versicherungsträgern minderen Rechtes als in

den übrigen Betrieben und Verwaltungen sind.

Sie haben kein Mitbestimmungsrecht bei der

Schaffung und Aenderung der Dienstordnung.
Hier geht das Reichsarbeitsgericht noch einen

Schritt weiter und bestreitet den Betriebsver¬

tretungen auch das Recht der Mitwirkung an

der Verhängung von Ordnungsstrafen. Diese

Entscheidung zeigt die Unhaltbarkeit des

heutigen Dienstrechts der Sozialversicherungs¬

angestellten. Es war eine Unterlassungssünde
cles Gesetzgebers, den Widerspruch zwischen

dem alten und neuen Recht nicht längst zu

beseitigen und seine Lösung der Recht¬

sprechung zu überlassen. Es bleibt die sozial¬

politische Aufgabe, möglichst bald ein Dienst¬

recht zu schaffen, das diese Fehlentscheidungen

des Reichsarbeitsgerichts korrigiert. Rfgr.

Unverständliche Rechtsprechung
des Reichs arbeitsgerichts.

Zu elem Beschluß des RAG. vom 10. Juni 1931

Nr. 64 1931 erhalten wir noch folgende
Aeußerung:

Der Spruchsenat bezieht sich noch auf die be¬

kannte frühere Entscheidung des RAG. vom

21. September 1929 Nr. 135 29, die besagt, elaß

die Dienstordnungen der Sozialversicherungs¬

träger keine Dienstvorschriften im Sinne des

Betrie>bsrätegesetzes seien, schließt sich dieser

Auffassung an unel bringt noch gewisse Er¬

läuterungen zu dieser Entscheielung, ehe jedoch
keinesw« geeignet sinel, deren Richtigkeit zu

stützen. Es wirel von ihm auseinandergesetzt,

elaß der Gesetzgeber unter elen Dienstvor-
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hriften, die unter $ SO BRG. fallen sollten,

lche verstanden hätte, die inhaltlich den Ar-

.
a glichen uiul elie im wesentlichen

rr die ( >; inung des Betriebes und ehis Ver-

dten ei- nur im Betriebe betreten.

Diese inengetule Auslegung ul>er elen Gel-

tungsl ts % BO BRG. ist aber ganz will¬

kürlich ange n, findet im Gesetz

st k«eine St» und kann auch d

wenig aus eler Entstehungsgeschichte ehs $ 80

BRG. schlüssig hergeleitet werden.

Wenn dei Geeetzge Bereich der Dienst-

trschrift«en, die unter $ BO tallen sollten« hatte

enzen oder lx-i ihnen einen gewissen Untei-

hied machen unel ausgcr«echn«el nur elie-

Dienstvorschriften el e r Sozial-

r ersich er u ngst rAgei ron elem § 00

bitte isnehinen w«»l!en, ao würele er dies

z* im (1 seti weh besonders /um

Ausdruck gebracht haben. Es mag jeeloch
dahfa Ul bleiben, ob die frühere Entsch«

RAG.« elaß ehe Dienstorelnungen ehr

ilversk herungsträger keine Dienstvor¬

schriften im Sinne- des BRG. seien, richtig ist

eht, jedenfalls war durch sie nicht elie

Fra| entschieden, ob dem § 00 BRG. als

allgemein g-eltendes Reichsgesetz nicht eine

ablehnende AlW ;ng dahinge .hend zukommt,

.
ebenso wa* es bei den •$** 29, 78, 84, 96

BR<» ad dem Kümligungssc-hutzgesetz der

II ist, auch auf die Dienstv*>rsc hriften dei

lialvi rsh htaungsträg« i anzuwenden ist, un«!

ob »*s nicht gerade der Wille des < bers

i. w »s RAG. in ! r Entscheidung vom

le> N mber 1929 Nr. 263/29 selbst ausgeführt

t, «he Mitwirkuni r Betriebeveitietung bei

itrafung«en ; einzuführen und die

s dahin ins« »weit bestandene all«einige Straf-

i Arbeitgebers zu beseitigen«

Wenn das RAG. «i benfalls verm int

unel die Mitwirkung bea Bestrafungen von ehr

• tzung abhängig macht, daß elit» Bi

triebsvectietung auch ln*i Erlaß eler Dienst¬

rschriften mitzuwirken befugt gewesen sein

•ß, so steht d Rei htsprechung in einem

klaren Wk_lerspru«ch mil der in eh-r Entsche

«lung vom lb. Nov«embei io.*** Nr. 263/29 dar*-

l«egt«en Auffassung d«esselben Gerichts, b

m Beschwer«!« \ tiren hatte eine Klein«

bahngtseilschaft «len St kt vertreten, elaß

eine Mitwirkung gemäfi >* BO BRG. deswegen
nicht in Bet »t käme, weil nie Best! «lang

«nd Grund einer Arbeitsordnung etfolgt sei, an

deren Zustandekommen der Betriebsrat nicht

ige wirkt habe and fi inwe

v; p welchi i Aufsichtsb

aniiM und obligate h st tri gesetzlicher
( rtindl best»! r Alt (Kleinbali: et/)

beruh«

Diesen Standpunkt ehr Kleinbahi ft

hal »er RAG. in seinem urteil vom

10 N 1929 ibgelehnl und dazu

i eine Vuffassui j mit «ier

I tst«ehui B0 üR(, u f\ verm

Wille «ies (

.

«he Mit¬

wirkung hi Be in z ufüb ren,

im die alle Str *alt eies Arbeitgebers
ru beseitigen. D \ 1 BRG. gelte

a I V »tlichen unel

privaten Rechts mit obligatorisch«
fakultativer oder aul gesetzlicher Grui

läge beruhender DD., und man muß bei I'

tung ehr Frage lediglich davon ausgehen,
js BRG. an sich Anwendung finde. Beide I

Scheidungen widersprechen sich insofern,

nach ehr Entscheidung vom 10. Juni 1931 <

Mitwirkung bei Bestrafungen zur Voraussetze

hat, elaß es auch einer Mitwirkung bei Er! W
«ler Dienstvorschriften bedurft hätte, währ«

ich der Entscheidung vom 16. November 1('

eine solche Voraussetzung nicht besteht u

u n a b h ä n g i g davon ein Mitwirkungsrec
der Betriehsvertretung gegeben ist.

Die Beschwerde eles Betriebsrats der BG. u

in eler Hauptsache du auf gestützt, daß „dei

$ $0 BRG. eine ausdehnende Auslegt;
zukomme, weil durch ihn ganz allgemein die

Mitwirkung bei Bestrafungen neu eingeführt
werden sollte, unel zwar auch bei solchen

Dienstvorse hriften, die ohne Mitwirkung i

Betriebsvertretung zustande gekommen seh

Da sen Hinweis, eler auf die» Entscheielung dl

RAG. vom If). November 1929 gestützt w

hat aber elas RAG. in seiner Entscheielung voi

10. Juni 1931 vollständig negiert
Aus beiden Entscheidungen ergibt sich al

noch ein weiterer Gegensatz insofern, als rw

'ler Entscheidung vom 16. November 1929 au«

alle» diejenigen Dienstvorschriften, die vor ei-

BRG. erlassen unel noch in Kraft sind, unte

«ien $ 00 BRG. («allen, während nach eler Ent-

heidung vom 10. Juni 1931 diese Dienstv

schritten nicht vom $ 80 erfaßt werelen. de

bei ihrem Erlaß kam ja eine* Mitwirkung au*

Grund eies BRG. nicht in Frage

Eine derartige widerspruchsvolle Rec!

sprechung ist nußeronlentlich bedenklich u

bedauerli-ch. Die* Entscheidung stellt ne

Rückschlag in der Entwicklung de-s Aul'

steUtenrechtS eler Sozialversicherungsträger e.

Sie ist auch bezeichnenel für die heutige Rech*

sprechung im allgemeinen. Eine Neuform«

rung der gesetzlichen Bestimmungen muß in

elie- Wege geleitet und elas Ausnahmerecht füi

ehe Angestellten der Sozialversicherung b

seitigt Werden. E. Sch«inlein, Adlersh

Dos Verhältnis des § 616 BGB.

zu den Sondervorschriften über Kranken

fürsorge für Angestellte.
Die Verordnungen eles Reichspräsidenten rom

1. Dezember H'30 unel 5. Juni 1931, durch «

in elie §§ Olo BGB., 03 HGB. und 133c GO. de

Zusatz gekommen ist, elaß eler Anspruch i

erkrankten Angestellten durch Vertr ig wede

beseitigt noch gemindert werelen kann, hat

Verhältnisse ehr allgemeinen Bestimmung
«len Sondetvorschriften nichts geändert. Grün

itzlich gilt $ olo BGB. noch immei fänz«
neben dem $ 03 HGB. unel neben ii

133c GO« Aber diese Geltung hat jetzt t

lede praktisch Bedeutung verloren. Prül

konnte diese Bedeutung praktisch werden,
wenn <lie Kmderbestimmung elurch Verl

abg«edungen war, was bei $ 133c GO. un

stritten und bei $ 03 HGB. ehe vom RA

teilte* herrscheneb- Meinung war. Der Ha

lungsgehilfe, ehr kean Gehalt bei unv-ersi

detem Unglück nach § 03 HGB. fordern k<»
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;te den Anspruch nach § 616 BGB., falls

ht dieser auch durch Vertrag beseitigt war.

I hei&t, wenn die Verhinderung durch

u verschuldeten, in seiner Person liegenden
und nur eine verhältnismäßig nicht erheb-

he Zeit dauerte, so behielt er den Gehalts-

spruch. Das ist jetzt beseitigt, weil der An-

ruch auf Gehalt für sechs Wochen nach

i HGB. unabdingbar ist. Theoretisch konnte

ner ein seit langen Jahren in Lebensstellung
iger Angestellter auf Grund des § 616 BGB.

? n Gehaltsanspruch auch für die 7, und 8.

»che einer Krankheit haben, wenn der Anb¬

ruch aus §63 HGB. nach 6 Wochen erschöpft
war. Auch das ist jetzt beseitigt, denn nach

er VO. vom 5. Juni 1931 gilt in § 616 BGB.

^ verhältnismä&ig nicht erheblich eine Zeit

von 6 Wochen, wenn nicht durch Tarifvertrag
eine andere Zeit bestimmt ist. Diese tarifliche

.dere Zeit kann kürzer als 6 Wochen sein,

UUl ist sie für elen unter $ 63 HGB. stehenden

Handlungsgehilfen gleichgültig. Sie kann ober

ach länger sein, und dann kann sie unter ganz

besonderen Umständen auch für einen Haivl-

ngsgehilfen bedeutsam werden. (Der Han<l-

agsgehilfe muß unter die Geltung eines

iat Vertrages fallen, der die Frist des § 616

BGB. auf mehr als 6 Wochen ausdehnt, was

bei langer Dienstzeit gelegentlich vorkommt).
Auberdem behält § 616 BGB. seine Bedeutung
t'ir solche unverschuldeten, in der Person des

Angestellten liegenden Hinderungsgründe, die

nicht als unverschuhletes Unglück anzusehen

sind und von § 63 HGB. nicht betroffen werden.

Das gleiche gilt für Betriebsbeamte, Techniker

und Werkmeister, deren Anspruch auf Fort-

bezahlung des Gehaltes bei unverschuldetem

Unglück in erster Linie elurch den § 133c GO.

gelt ist. Der Unterschiede! zwischen elen

beiden Sonderbestimrnungen, daß elie Anrech-

mg ehr Barbezüge aus einer Krankenkasse

im HGB. verboten, in der GO. vorgeschrieben
\ hat keine Bedeutung mehr, da nach der

nen Fassung in beiden Fällen ein Anspruch
if Gehaltszahlung ohne Anrechnung besteht,

iormell unberührt ist auch das Verhältnis des

olö BGB. zu den übrigen, in den Notverorel-

nungen nicht genannten Sonderbestimmungen

geblieben, wie sie für Schiffahrt und Bergbau
stehen.

Fttr ehe Seeschiffahrt geben che §§ 5(* bis 61

r Seemannsorelnung (tür den Kapitän die

**>. 553, 553a eles HGB.) eine den besonderen

Verhältnissen eles Beruf« ngepaßte Reegelung.
Du den Angestellten Verpflegung, freie Rück-

relerung und Entgelt (Heuer) bis zur

-neligung des Dienstes gebührt, kommt prak-
h S bin BGB. daneben nicht in Präge.
elen Schiffer in der Binnenschiffahrt unel

den Floßführer gehen nach § 20 Binnen-

affahrtsegesetz unel £ 16 Flößereigesetz eiie

133a bis I33d GO. Es finden also auch

derungen des § 133c GO. unmittelbar An-

\dung, so elaß die Stellung der Angestellten
in eler Binnenschiffahrt und Flößerei genau die

iche wie elie der Betriebsbeamten in der

ustrie ist.

$ ölö BGB. gilt auch neben den Vorschrif-

eier landesrechtlichen Berggesetze, el

ch die Notverordnungen nicht unmittelbar

ndert werden. In den wichtigsten Bergbau¬

bezirken ändert sich nichts. Denn der § 90a

des Preußischen Allgemeinen Berggesetzes ent¬

hält nicht nur in Absatz 1 den Anspruch auf

Gehaltsfortzahlung für 6 Wochen, sondern

auch in Absatz 2 die Bestimmung, daß eine

Vereinbarung, durch die von diesen Vor¬

schriften zum Nachteile des Angestellten ab¬

gewichen wird, nichtig ist. Hier besteht also

schon der Zustand, der für die übrigen Ge¬

setze erst durch die Notverordnungen ein¬

geführt ist. Die Berggesetze der übrigen

Länder stimmen nur zum Teil mit elem preußi¬
schen überein. Soweit sie keinen unabdingbaren

Anspruch geben, ist in erster Linie der Ver¬

trag, in zweiter die dispositive Regel des Ge¬

setzes maßgebend, aber mit der Bedingung, elaß

unter den durch § 616 BGB. gegebenen Recats-

zustand nicht heruntergegangen werden kann.

Dr. Heinz Potthoff, Berlin.

Betriebsräte kraft Tarifvertrages«

Entscheidung des Landesarbeitsgerichts Berlin

vom 1. April 1931 (108 S. 325/31). Ein gültiges

Einspruchsverfahren liegt nur vor, wenn ein

elem Betriebsrätegesetz entsprechender Be¬

triebsrat besteht, el. h. also nur in Betrieben

mit mehr als 20 Arbeitnehmern. Diese gesetz¬

liche Betriebsräteorganisation durch das Be¬

triebsrätegesetz ist mit Ausnahme der hier

nicht vorliegenden {$$ 62 ff. BRG. zwingend, d. h.

jeder Abänderung durch die Privatwillkür ent¬

zogen. Ein solcher Betriebsrat liegt hier nicht

vor. Zwar können die Parteien durch Tarif¬

vertrag betriebliche Vertretungen anderer Zu¬

sammensetzung schaffen und mit Befugnissen
ausstatten, ehe den gesetzlichen Aufgaben der

Betriebsvertretung gleichen oder sogar von

ihnen abweichen. Tarifliche Bestimmungen

(fieser Art gehören zu elen sogenannten obli¬

gatorischen, el. h. zu den nicht in die einzelnen

Arbeitsverträge übergehenden Bestimmungen.

Solche tarifliche Vertretung hat ihre Grund-

lage nur in dem Tarifvertrage. Sie kann aber

nicht u. a. das Einspruchsverfahren nach § 84

BRG. betreiben. Eine Betriebsvertretung, wie

sie die beklagte Krankenkasse hat, ist mithin

zulässig und hat ihre bestimmten Aufgaben

(vgl. dazu den Erlaß des preußischen Ministers

für Volk-wohlfahrt vom 2. Oktober 1930 in

„Deutsche Krankenkasse
,
Heft 44, Spalte 1320).

Zum Einspruchsverfahren ist diese Vertretung

aber nicht berechtiegt. Hinzu kommt noch, elaß

in den fraeglichen ü btreinstimmenden Bestim¬

mungen cles Tarifvertrages unel der Dienst¬

ordnung nicht einmal ( .gt ist, elaß zu elen

Aufgaben des Betriebsrates /iuch elie Wahr-

nehmung cles Einspruchsvert ahrens gehört.
Das Betriebsr&teg«esetz scheidet zwischen Auf-

iben und Rechten des Betriebsrates. In elem

Tarifvertrag unel der Dienstordnung sind nur

ehe Aufgaben eler Betriebsvertretung erwähnt.

Das Einspruchsverfahren ist aber eines ehr

Rechte, eiie der Betriebsrat nur auf Grund ehs

Betriebsräte«. .
Diese Rechte können

nicht durch elie Parteien auf dem Umwef
über einen Tarifvertrag einer Be*triebsvcrtre-

tung beigelegt werden, ehe nicht den Vor¬

schriften des Betriebsrät<pg€*setzes entspricht.
Mithin lif*gt kein gültiges Einspruchs-

rfahren vor.
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RECHTSPRECHUNG

Für die Kronkenversicherung der noch

§ 169 AVAVG. auf der Wanderschaft

unterstütsten Arbeitslosen bleibt die

Krankenkasse zuständig, der sie im Zelt¬

punkt der Ausstellung des Wanderscheins

angehörten«
l-i!s( heielung eles Reichsversicherungsamts,

BeschluSsenal eler Abteilung II vom 11. März

IfSI 11 K. 196 30 B.

Aus «len Gründen: Der Vorschrift d«ss

5 169 Abs. 3 AVAVG. kommt lediglich elie Be-

ele utung zu, elaß dem Arbeitslosen ehe regel¬
mäßige Auszahlung und eler beeiuemere Emp¬

fang seiner Unterstützung an elem jeweiligen
\X'/inelerungs-a t gewährleistet werelen, daß ulse>

ehe im Sinne» eles § 169 Abs. 3 zuständigen

Arbeitsamter lediglich als Zahlstellen für das

Arbeitsamt aufzufassen sind, das elen Waneler-

schein ausgestellt hat Dieses Arbeitsamt bleibt

dahfl gemäß £ 168 für die Gewährung eler

Unterstützung an den Arbeitsh>sen auch wäh¬

rend seiner Wanderschaft zuständig. Ist das

aber eier Eall, so scheielen elie Vorschriften

über elen Wanderschein auch für die Beurtei¬

lung der Er/ige aus, welche Krankenkasse für

elen wanelernelen Arbeitstasen zuständig ist.

Denn wenn ehe grundsätzliche» Regedung hin-

sie htlic it eier Gewährung eler Arbeitslosenunter¬

stützung nach $ 168 elurch eiie* Vorschriften

Qber den Wanderseliein nicht berührt wirel,
bleibt gemäß § 121 Abs. 1 Satz 1 auch die bei

der Ausstellung eles Wanderscheins unel bei

elem Antritt i Wanderschaft bagifliulete Zu-

star.<hgk«it eler Krankenkasse bestechen. Das

gleiche gilt selbstverslandlich /iuch, wenn an

ehe- Stelle ehr nach § 121 Abs. 1 zuständigen
Kasse eine andere Kasse* gemäß §$ 122 bis 124

tritt. Dases Ergebnis entspricht Jedenfalls
auch dem Willen eles Gesetzgebers; elenn sonst

wftrdc in S 121 Abs 1 neben $ 168 auch auf

$ Io9 ausdrücklich Bezug genommen wonlen

sein. Daß eine andere Regelung eler Zustandig-
keit tür elie Krankenv« herung ehr wnndean-

det V!»* itslosen vom Gesetzgeber nicht gewollt
i kam gibt sich ferner daraus» elaß mit

er beständig w«echselnden Kassenzugehörig-
ke-it der Wanelernelen Arbeitslosen ei hebliche

Schwie keiten tatsächlicher Art verbunden
v» an den Arbeitsämter!!, die eler Arbeits¬
lose in den Orten seiner Wanderschaft in An¬

spruch nimmt, läge es dann nicht selten ob,
bei elen Krankenkassen ihres Bezirks selbst tüi

i ae nui tagev_e.se bestehende Mitgliedschaft
eh« Meldung und Abmeleiung zu erstatten

s«>* . d t Beitrage abzuführen, arodurch edn

he»s Muß von Verwaltungsarbeit mehr
leistet irerden muht« Auch würden elie

a kass«! (befahl laufen, unter Umstindt
n«it umt eich«sn K issenleistungen An¬

spruch rj«mommen zu werden, denen keine ent"

Spree hen«ien Beit ? »ig seinnahm« gegenüher¬
stellen wupien. Dngt-gen erwachsen, w«enn ehe

sse zustanhg bleibt, dea dis Arbeitslosen im

Zeitpunkt eler Ausstellung ^Widerscheine
hört«en «len Beteiligten keine- ar«esentlichen

Umstämilie hke iten ui\ei Nachteile. Insbe snn«h
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werden die Rechte d«es Arbeitslosen dadur«

nicht beeinträchtigt. Erkrankt er während seu

Wanderschaft außerhalb des Bezirks der zu¬

ständigen Krankenkasse und kann er seir

Zustandes wegen nicht nach seinem Wohnort

zurückkehren, so steht ihm gemäß §§ 219, 22t»

RVO. zwecks Krankenhilfe jeweils die Krank«

kasse zur Verfügung, in deren Bezirk er s

gerade befindet; denn der Aufenthalt an e

einzelnen Orten der Wanderschaft kann natur

gemäß nur als ein vorübergehender Aufentt¬

im Sinne des § 220 RVO. angesehen werden.

Die aushilfsweise leistende Kasse hat ihrerseits

wiederum Anspruch auf Ersatz gegen die zu*

stänelige Krankenkasse gemäß § 222 RVO. Bs

handelt sich also um eine entsprechende Ret

lung der Zuständigkeit, wie sie in den £§ 459 If

RVO. hinsichtlich der im Wandergewerbe be¬

schäftigten Personen getroffen ist.

Die Meinung, daß die Arbeitslosen bei dei

Krankenkasse versichert bleiben, der sie zur

Zeit der Ausstellung des Wanderscheines ai

gehörten, wird auch in Verwaltung und Schritt-

tum vertreten.

§ 142 RVO. gilt nicht mehr bei Rechtshilfe

für die Fürsorgebehörden.
In einer Beschwerdesache einer Wohlfahrts

behörele über die Auskunftsverweigerung eine i

Allgemeinen Ortskrankenkasse hat das RVA

Abteilung für Kranken- und Invalidenversiche¬

rung unter dem 29. Juni 1931 durch eine Ent¬

scheidung des Beschlußsenats (II K. 175 30 B)

den für elie Krankenkassen allgemein wichtiger

Grundsatz ausgesprochen, daß § 142 RVO

jetzt nicht mehr bei Rechtshilfe für die Fin

sorgebehonle gälte.
Aus elen Ciründen ist folgendes hervorzuheben:

Die Vorinstanzen hätten zwar nach der surseit

«hr angefochtenen Entscheidungen geltendei
Rechtslage mit Recht die Krankenkasse na«

ehr Rechtsprechung des Reichsversicheruni.

amts zu ehr von der Wohlfahrtsbehörde Ham¬

burg gewünschten Auskunft für nicht vei

pflichtet erachtet (zu vergleichen EuM. Bd. 2fi

S. 426 Nr. 180). Nunmehr hätten fedoch nacl.

«hr Zweiten Verordnung des Reichspräsiele nt

zur Sicherung von Wirtschaft und Finanz«

vom 5. Juni 1931 (in Kraft seit dem 8. Iuni

1931), Fünfter Teilr Kapitel VIII, Artiked 1 Nr. lö

(Reichsgesetzbl. I S. 279 ff., S. 308) die Organ-
der Wi sie herungsträger auch den im Voll

zug ch P ü r s o r g e p f 1 i c h t v e r o r «!

n u n g an sie» ergehenden Ersuchen der Fol

Borgestellen zu entsprechen, insbesondere übe

alle elas Beschättigungsverhältnis des Hill

bedürftigen unel des Unterhalts- oder Ersat

Pflichtigen betreffenden Tatsachen Auskunft

erteilen. § 142 ehr Reichsversicherungsordmu
linde- insoweit keine Anwenelung. Diese ne

Rechtslage müsse das ReichsVersicherung!
auch bereits für elen anhängigen Streift

berücksichtigen; denn es habe im Beschwerde
v» rfahren als Tatsacheninstanz auch elit: zeit

nach elen angefochtenen Entscheidungen
tretenen rechtlichen und tatsächlichen <

Sichtspunkte zu beachten. Andererseits sei



heblich, elaß die Wohlfahrtsbehörde ihren

rag* auf Mitteilung des Namens des Arbeit¬

ers eines Versicherten noch unter der

H rschaft der früheren Vorschriften gestellt
da dieser Antrag bis zu seiner end-

tigen Erledigung im Beschlußverfahren als

wirkend zu betrachten sei. Demzufolge
l inten die Entscheidungen der Vorinstanzen

ht mehr aufrechterhalten werden. Vielmehr

i isse die Kasse nunmehr die beantragte Aus-

tt erteilen.

Entscheidungen
des Reichsversicherungsamts.

Mitgeteilt von Senatspräsident Dr. F. Bothe,
beriin.

Die* mit * bezeichneten Entscheidungen sind

rn Abdruck in den AN. und EuM. bestimmt

ler, wie angegeben, bereits dort veröffentlicht.

I Invalidenversicherung.

Unterbrechung der Schul ausbil-

•mg.

Der in der Entscheidung 3605 Satz 1 (AN. 1930

IV 25, EuM. Bd. 26 S. 215 Nr. 99) aus-

sprochene Grundsatz, daß nach den Umstän-

n des Einzelfalls zu beurteilen ist, ob eine

durch Krankheit verursachte, voraussichtlich

i übergehende, Unterbrechung der Berufs-

u s b i ld u n g das Vorhandensein einer

»Ichen aufhebt, so daß das Waisengeld weg¬

fallt, daß aber eine nur kurze, nicht länger als
' Wochen umfassende Krankheit regelmäßig
nicht als Unterbrechung anzusehen ist, gilt

ch für die Unterbrechung der Schulaus¬

bildung. Jedoch gilt elie Schulausbildung
ienfalls für solche Zeiten als aufgehoben, in

aen das Kind von der Schule abgemeldet ist

ind kein Schulgeld zahlt.

E. des 3. Rev.-Senats II vom 16. Juni 1931.

II i. 7666 30». (AN. 1931 S.IV 327 Nr. 4140.)

II. Krankenversicherung.

I Z u r A n w e n d u n g ei e r %% 4 5 9 fi. R V O.

larf nach § 55 der Gewerbeordnung für das

Deutsche Reich der Arbeitnehmer, nicht der

Arbeitgeber eines Wandergewerbescheins, so

d die §§ 459 ff. der Reichsversicherungsord-
i ang nicht anwendbar.
'

E. des 1. Rev.-Senats II vom 24. April 1931.

II i K. 15 311. (AN. 1031 S.IV 315 Nr. 4129.)

T u b e r k u 1 i n e i n s p r i t z u n darf

cht verweigert werde n.

Weigerung eines ins Krankenhaus ein-

wieselten Versicherten, sich zur Peststellung
Diagnose- einer Tuberkulineinspritzung zu

terziehen, zieht für elie Dauer ehr Weigeaang
n Verlust der Krankenhilfe nach sieh.

•

E. des 2. Rev.-Senats II vom 22. Mai 1931.

Ii i K. 384 30». (AN. 1931 S. IV 315 Nr. 4128.)

3 Zur Ausleg u ng der § $ 5 3 o u n el 5 3 1

r V O.

tatsäc hlicdien lind rechtlichen Eeststellun-

- », die einer nach $ 531) der Reichsversiehe¬

rungsordnung erlassenen rechtskräftigen Straf¬

verfügung zugrunde liegen, sind im Be¬

schwerdeverfahren über einen nach § 531 Ab¬

satz 2 der Reichsversieherungsordnung von der

Kasse erlassenen Strafbescheid nicht bindend.

*E. des RVA. II vom 15. Juni 1931. II K. 55 30 B.

zu 1. (AN. 1931 S. IV 356 Nr. 4170.)

4. Im Beschwerdeverfahren nach

S 531 Abs. 2 RVO. kann ein Streit

über das Versicherungsverhältnis
nicht entschieden werden. (§ 405 Ab¬

satz 2 RVO.)

Im Beschwerdeverfahren über einen nach § 531

Abs. 2 der Reichsversieherungsordnung von der

Kasse erlassenen Strafbescheid ist für eine

gleichzeitige Entscheidung über die streitige

Versicherungspflicht kein Raum; entsteht im

Verlauf eines solchen Verfahrens Streit über

das Versicherungsverhältnis, so ist das Ver¬

fahren auszusetzen und zunächst eine Entschei¬

dung gemäß § 405 Abs. 2 der Reichsversiehe¬

rungsordnung herbeizuführen.

* E. des RVA. II vom 15. Juni 1931. II K. 55 30 B.

zu 2. (AN. 1931 S. IV 356 Nr. 4170.)

5. Hebammenschülerinnen sind

nicht krankenversicherungs¬

pflichtig.

Die Hebammenschülerinnen der Landesfrauen¬

kliniken (Hebammenlehranstalten) sind nicht

als Lehrlinge im Sinne des § 165 Abs. 1 Nr. 1

der Reichsversieherungsordnung, sondern als

Fachschülerinnen anzusehen und unterließen
daher nicht der Krankenversicherungspflicht.

?E. cles Beschl.-Sen. II vom 6. Mai 1931.

II K. 150 30 B. (AN. 1931 S. IV 316 Nr. 4131.)

6. Zur Ausl e g ung el e* s § 517 R V O.

Auch unstänelig Beschäftigte* haben als Ersatz-

kassenmitglieder das Recht auf Befreiung v«on

ehr Mitgliedschaft bei ehr reichsgesetzhchen
Pflichtkasse.

* E. eles Besdli-Sen. II vom 3. Juni 1931.

II K. 60 30 B. (AN. 1931 S.IV 320 Nr. 4135.)

7. Zur Auslegung des $ lS7c Abs. 2

RVO.

Befreit von der Entrichtung der Kranken¬

scheingebühr sinel nach $ 187c Abs. 2 ehr

Reachsversichei ungsordnung elit» im § 1S2

Abs. 2 a. a. O. bezeichneten P«ersonen nur

für elen Fall der Inanspruchnahme der Kran¬

kenhüfe, nicht dagegen tür elen Fall ehr In¬

anspruchnahme ehr Eamilienhilfe.

* E. eles Beschh-Sea II Vom 24 Juni 1931.

II K. 77 31 B. (AN. 1931 S.IV 317 Nr. 4132.)

S. Z U I Ausl e | U n g eles $ 2 (i 8 A I) s. 1

Ni. 5 RVO.

$ 298 Abs. 1 Nr. 5 der Reichsversie herungs-

ordnung ist auch anwendbar, wenn ein bishei

unsea'bstäneliger Betriebsteil eines su einer Be-

triebskrank«enkasse gehörentlen Betriebes ls
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selbständige! Bei In den Besitz i

bers öb«i ht. Eine Setzung»-
h «ler sich eii» Bt tnebskianken-

,1 den u\> mgenen Betrieb

stire k', ist dabei zulässig

• j «hs BeschL-Sen. II vom Mai 1931.

II K. 1 0 B1. (AN 1991 S IV 318 Nr. 4133.)

/ ii r Auslegung des | 191 A hs. 2

RVO

| i Setzungsbestimmifl welche «las Kranken-

|f| i ledig«! Kassenmitgliedei von ehr

I der AiUitsuntnhigkeat an aut WI v.H.

«les Grundlohns erhöht« ^t unzd

• I les BeschL-Sen- II »vom b Mai 1931.

II K 170 » B I.N 1931 S.IV Sil Nr 4133.)

10, Zui Auslegung eles | 205 Abs. 3

RVO

lü S izungsbesümmung, welch« Mehrlei¬

stungen dir an $ 305 Abs. 3 ehr Reichsver-

¦icherungsoreinung genannten Ali elem I:he-

tt«en «hs Yeisie hei ten und seinen unterhalt*1

echtigten Kindern nur unter dn Voraus-

tzung »-wählt, dafi diese mit ihm in häus¬

licher Gemeinschaft leben und v«on ihm ganz

odei überwiegend unterhalten werden, ist

lässi|
• l h-s Beschl-Sea II vom ". Mai 1931.

DK 17u 30 IV (AN. 1931 S. IV 318 Nr. 4133.)

III. I Infalh ersk herung«

1 / u r A usle* g U n g «les B e* g i i t t s d e r

• i ht s k r«1 f tigen Peststellung d 11

Ren ti

Die V-erurteilung eines Versicherungsträgers
den Grunde naeh enthält noch keine retrhts-

• Peststellung dei Rente im Sinn« von

Aitikrl I4fl Abs 1 des Zweiten Gesetses Qbei

•Vend-erungen iri ehr Unfallversicherung vom

Juh 1025 (I ietzbL I S. 97).
• E dt y Rekurs^Senats I vom 23, Juni 1031.

116 II' ( \N 1031 S IV 123 Nr.41 18 |

Zui Auslegung de Verordnung
Qbei Krankenbehandlung and Be¬

ruf sfü r sorg in dei Unfallver-

ung \ «» ro 14 Not bei l (> 2

(RGBl. I S »7 )

1 I ein Ve tztei infolge einees Betriebs¬

unfalls n einem Bein ein Kunstbein, am

deren Fufi einen orthopädischen Schuh, *

iclel I l \bs der Veiordnui aber

nellung und Berufsfürsoi in dei
Unfallvei \ om I 1 \« ivembe 1028
<R« hl. I S 387) entspr«echende An-
wende» I >• Vei sichei unj « r hal -len»

V«erl«etite iui Anti i • I rsatzschuh füi
i Kunstl • i st ittun es Kost«en-

anti ils \ i Vierte H llungskosten
füi ein I \ ImaBschuhe zu gewähren.
2. I> Inung 0 • Krankend ndlung

i Bei ufsbirsoi , Unfallversie herung
m I • 19; (R< 1( hsg-esetzbl. 1
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S. 3S7) enthält keine erschöpfende Aufzähl

der ve>n den Versicherungsträgern zu

währeivlen Hilfsmittei.

Ein Regenmantel ist von dem Versicherun.

träger als Hilfsmittel zu gewähren, wenn r

erforderlich ist, um elit* in § 558a o

§ 558b Nr. 2 der Reichsversicherungsordnu

angegebenen Zwecke der Krankenbehandlui g

zu erfüllen

• E. eles 2. Rekurs-Senats I vom 16. Juni 1931.

Ia 4098'MF. (AN. 1931 S.IV 321 Nr. 4136.)

IV. Angestelltenversie herung.

1.Vorrichter in einerJutespinnere
und -Weberei sind i n v a 1 i el e n v e i

sicherungspflichtig.

Vorrichter in einer Jutespinnerei unel -weber«

Billd auch nach ehr dun h elie Zweite Vei

Ordnung zur Aenelerung ehr Bestimmung v«on

Berufsgnippen eler Angestelltenv«ersi«ch«eru
VOm 15. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 222)
veränderten Rechtslage nie ht versicherungs

pflichtig nach dem Angestelltenversichening
gesetz, sondern g«eh«5r«en rar Invalidenversiehe

rung.
• M. eles Be-sehl.-Sen. III vom 17. Juni 19)1

III AV. 25/31 B. (AN. 1931 S.IV 335 Nr. 4147)

2. Zui Auslegung eles $ 194 Abs. I

A V G

Entsteht in einem tnvalid«enr«entenverf«ahi
Stint libei ehe Fi

.
ob Beitr«ige zur Ai

gestelltenv*ersi«tdi«erung noch nachentrieht«

w«erden dürfen, ao ist hierüber nieht in dem
1 estst«ellungsverfiihr«en ehr Invalielenversicl

iung. sondei n im Beitragsstr«eitverfahren na«

§ 194 Abs. 1 des Angestelltem easicherunu

gesetses ni ents* h«ekien.

• I:. «les I. Beschl*-<Sen. III vom 17. Juni 19*1

III AV. 21 31 Ii. (AN, 1031 S.IV 358 Nr. 4171 |

V. Arbeit sie »ven versie herung.

I. Zui A usleg ung des§ 120 AVAVi

1. Wenn bei dei Feststellung von Leistung«
der Angest eil ten versicher ung Streitig wirel, ob

«lie* vom Arbeitsamt nut (irund eh*s § 129 el«

(iesetze s Qber Arbeitsvermittlung uml Arbeit^

ienv«ersi<cherung entrichtet«en Beiträge galt
sind, s«» ist darübei im Spruchverfahren de

Angestelltenvei sichei ung mitzuentscheiden.

i «• beSOn«dere Härte' im Sinne de»s 4} 1

Abs. I Sit/ 2 <h*s (ieset/e*s i 11 >#
•

i Arbeitsv«

mittlung und Arbeitsl«os«env«ersicherung unel de

$ 7 Ahs. 2 dei Verordnung rui AusfQhrun
«hs ( tr s über Arbeitsvermittlung ui

Ai beitslos«envei sichei ung vom 20. Septeml
1027 liegt nicht vm. wenn ehr Versicherte •

imt«erl«assen hat, seinerseits alles zu tun,

durdi eigene Beitragsleistung die Warte

IUI uVkzulegen.

• R dea Rev Sen. 111 vom 27. Mal 1(>

111 , AV 26 IV (AN BH1 S.IV 332 Nr. 414



2 Versicherung streiheit nach $ 7 4

A i s. 2 u. 3 A V A V G.

t dem 1. November 1929 ist nach § 74 Abs. 2

I 3 des deset/e-s über Arbeitsvermittlung
1 Arbeitslosenversicherung die land- und

stwirtschaltliche Beschäftigung nur noch auf

( und eines schriftlichen Lehrvertrages von

hr als einjähriger Dauer vei sicherungsfrei,
so nicht mehr auf Grunel eines Lehrvertrages
a nur einjähriger Dauer.

E. des Beschl.-Sen. III vom 13. Mai 1931.

III Ar. 12/31 B. (AN. 1031 S.IV 353 Nr. 4167.)

VI. Verfahren.

Zur Auslegung des § 1715 a RVO.

Das Reichsversicherungsamt ist zu einer

grunelsätzlichen Entscheidung gemäß § 1715a

der Reichsversieherungsordnung nicht be¬

rufen, wenn die zur Entscheidung gestellte
Rechtsfrage nicht im Einzelfall im Instanzen¬

wege an das Reichsversicherungsamt gelangen
kann.
* E. eles Beschl.-Sen. II vom 11. März 1931.

II K. 32 31 B. (AN. 1931 S.IV 355 Nr.41ö9.)

AUFGABEN UND LOSUNGEN

Wir bringen he ite die Ldsungen der in Nummer 15 veröffentlichten Aulgaben. Die Schriftleitung.

I eisung der Aulgabe» 1.

Im Gegensatz zur Kranken- unel Invalidenver-

«herung erfafit eür Unfallversicherung nicht

unmittelbar den einzelnen Arbeiter, son-

rn den Betried) (vgl. »Die Unfallversicherung"
\e>n Meinet, S. 2). Die» Versicherung ehr Be¬

liebe ist das Primäre». El ist zuerst zu fragen,
•b der Betried), in dem sich ein Unfall ereignet,
aach dem 3. Buche» eler RVO. versichert ist.

^ 537 ff. RVO. regeln elit» Unfallversicherungs-

pflicht der Betriebe. $ 537 Abs. 1 Ziff. 3 RVO.

bestimmt, elab Bauhofe, Gewerbebetriebe, in

denen Bauarbeiten ausgeführt werelen, der

I Infallversicherung untei hegen. Hierunter fällt

iach der Betrieb, in weh hean ehr Maurer A.

ig ist.

Die zweite» Frage ist elie», ob A. versichert ist.

Die persönliche Versicherung regelt § 544

l\VO. Danach sind Arbeiter, Gehilfen, Ge¬

sellen, Lehrlinge- und Aul estellte gegen Unfall

versichert, trenn sie» in einem Betriebe tätig

sind, der, wie» oben erwähnt, unfallversiche-

Me herungspllichtig ist. A. tällt unter elie Grup-
n »Arbeiter, G«ehilfen, Gesellen44. Die Vor¬

aussetzungen betriebliche und persönliche
Versicherung — sinel t lallt. A. wirel vom

I Infallversicher ungsse hutl erfafit«

\. hat auf dem Heimweg einen Unfall erlitten.

\ ich § 545 a RVO. unterliegt der Unfallver-

herung der mit der Beschäftigung im ver¬

sicherten Betriebe zusammenhängen« le Weg
tch und von eir r Arbeitsstätte. A. hatte» den

Heimweg vom Betriebe aus angetreten;
itte keine»n Umweg gemacht, vielmehr elurch

WirtsluHisbesuc h de Heimweg kur/ unter-

ochen. Nach der Re»c htspre»chung «des Reichs«

•rsicherunysamts nimmt eine Unte»rbi echung
i Weges dem Heimwege selbst seine Eigen¬
haft nicht, wenn si*» verhältnismäßig kurz

ir (RVA. vom 2. Mai 1027; DK. 27, $<M>). In

aer Entscheidung des RVA. vom 1. März 102

>K. 28, 606) ist auagefi hrt, elab eine» Unter-

echung eles Zusammenhanges mit der Be-

häftigung durch Wirtshausbesuch nicht ein-

tt. Dei kurze Wirtshausb«esuch ehs A.

hließt nicht aus, dafi er sich noch auf dem

imweg befan-d, als et den Unfall erlitten

t. A. hat, nachdem er elas Wirtshaus Ver¬

sen hatte eine Strafi«enkreuzung über-

n hritten, trotzdem eii»» Strafie durch Licht-

signah» g«esperrt war. Das verkehrswitlrige»
Verhalten des A. führte» zu elem Unfallereignis.
Trotzdem mufi elas Ereignis als Betriebsunfall

(Wegeunfall) ange»se»he»n werelen, elenn nach

§ 544 Abs. 2 RVO. schließt verbotwielriges
Hnneleln elie Annahme» e»ines Betriebsunfalles

nicht aus. In einem Urteil vom 6. Oktober 192Ö

hat elas RVA. ausgeführt, dab das gegen

strafrechtliche Vorschriften, Gebot oeler Ver¬

ben eh»s Unternehmers oeler gegen vernünftige

Ueberlegung und Brauch verstoßende Ver¬

halten Cles Versicherten auf elie Zurechnung
eine»r unfallbrinegenden Tätigkeit zum Betriebe,

auf Wegeunfälle Anwendung findet (AN. 26,

4S5; DK 2S, 53). Trotz eles Verhaltens des

Maurers A. muß elie Irage, ob ein Betriebe»

unlall vorliegt, bejaht werden.

Ersatz a n s p r u c h :

A. war Ober acht Wochen arbeitsunfähig krank.

Deshalb sind nach § 1505 RVO. elie Heilver-

fahrenskosten von der Berufsgenossenschaft
vom Unfalltage ab zu ersetzen. Auberdem

müssen von der 0. Woche ab ehe wieder-

kehren«den Geldleistungen an ehe» Krankenkasse»

erstattet weiden ($ 1506 RVO.).

1. Heilverfahrenskosten:

Vom 30. Januar 1031 bis 29. Mai 1931 elie»

Hälfte der frankenhauskosten (RVA. 5. März

1027; DK. 27, 30)
= 120 Tage» je» 3,50 RM. . ¦

Vom 30. Mai 1031 bis IS. Juli 1931

= 50 Tage» je» I, RM

Transportkosten (vgl. DK. 28, 1411)

420, - RM.

50, RM.

10. RM.

le » »•

Summa 480. RM

k <• li i .. i < Geldlei sl u n -

220,50 RM

_>. W i e (

u «• n :

Vom -'S. Man l'Hl bis -)(>. Mai l«931 die

Hälfte dei Krankenhauskosten füi Unterhalt

(RVA Mari 1%7; DK. 27, 2»)
= 63 rage je 3,50 RM. . . .

Vom 2& März U>U bis2& Mai l«931

Hausgeld (i"i den Entlassungs¬
tag ist Krankengeld zu zahlen;
ehe Menglei in DK. 277, 502)
ul rage je 2£0 RM 155— RM.

Vom 29. Mai IWl h.s IS. Juli lU'.l

Krankengeld 51 Tage j.- 5 RM. 255, R.M.

Summa 630,50 R.M.

367



e he* ab 1 zum A! ' luf e1« i

U«»ehe hat die Beruf-sgenoeaense
,s zv Drittel de»s (Grundlohns b

ujedoikehrende Geldieistung«en su «erstatte Im

eil 1 alle sind zwei Drittel eles Grün 1-

hdu (113 I \gi X io RM. [Grundlohn] =

1130t RM) 75X66 RM. Da dei Zw«*idrittel~

rundlohnbetrsg höher ist, sinel ehe 630,50 RM.

il m enstSSn. Insgesamt kann die Kranken-

>se deshalb foi

Heilv«erfahren ...

>X'ie«lerkehrei\de (»elciletstung

480,- RM

630.50 RM.

Summa 1110.50 RM

Nach $ 15(w Abv i RVo muß ehr Ersatz¬

anspruch innerhalb «hei Monaten nach Be-

«hgung ehr Leistungen geltend gemacht wer-

de Spätestens am IS. Oktober 1931 müßte»

die Berufsgenossenschaft im B-esitz eler Ersatz-*

leistungsre* hnung sein. Die» Krankenkasse kann

sber auch fruhe»r ehe Ersatzansprüche geltend
in/ie he-n. Der Grobe Senat eles RVA. bat am

l<J. 1 «bniar 1090 (DK. 30. 1000) entschieden,

dab mit der Unfallanzeige» die Ersatzanspruch

bereits geltend gemacht wrerden können.

Lösung der Aufgabe 2.

Du- Berulsgenossenschaft mub nach § IV

RVO. ein«»n Bescheid erteilen« Das ist im Falle

eles Kutschers Langsam am 25. April 1931 ge¬

schehen. Dtr Versiche»rte» hat kein Rechts¬

mitte! ergriffen, als«» innerhalb eines Monats

nach Zustellung eles Be sc beides beim Oberver-

sicherungsamt keine Berufung eingehegt. Der

Bescheid wurde rechtskräftig, so daß die Be-

rutsgene schalt elie Unlallsae h«» zunächst

i sich als erledigt snsehen konnl

Nun hnt die Krankenkasse ehe Akten eänge-

loreh-rt und der Angestellte 11 nd die» Ab-

schrift eh-s rechtskräftig gewordenen !>? -s.-bei¬

des m dm Akten.

Hätte du- Krankenk. mit «1« Unfall-

nnzi ihre» Ersatzansprüche geltend gemacht;
so hätte e Berufsg«enossensch/tft den Bescheid

in den Verletstsn in Aln>chrift der Kranken-

ustellen müssen, elamit aue h «lit» K

•
• it v%ur«h welch Entsch«ei<dun| eler

Iiug-a eler UnfalKersic he rung getroffen hat.

Die ZusteUung des Bescheid«» brauchte* jedoch
• ht eine förmliche Zustellung im Sinne» dei

Zivilproz«efcor«dnung zu sein, vielmehr genügte
el. einfacht» Heb. rtdung eh Bt scheides

• \mtl du ies RVA l(*M s "4<>

Nachdem de tagestelll H festgestellt
iß die Brruisger.«»v nrn \\,

scheid erteilt hat mubte ei nlassen, elaß

Krankenka^ 'halb i Monats nach

Bekanntwerden «h-s Inhalts des Besehe i —

h nm «ms den Akten eler Beruls-

ss«»i Berufung beim Oberve

rungsamt einlegt, denn Krankenkasse kann

nach Js} 1V71 RVO. elas Eeststellungsstrein

fahren selbst betreiben. Die vom Verletzt

versäumte Rechtsmittelfrist wirkt nicht geu

die Krankenkasse (§ 1511 Satz 2 RVO.; Pal

in DK. 1025, Sp. 755; außerdem RVA. 17. (

tober 192V; Entsch. und Mitteilung des RVA

Bd. 25, S. 4t)5).

Gegen den Bescheid eler Berufsgenosse

schaft mußte Berufung beim Oberversich

rungsamt eingelegt werelen. Der Versichert«

bleibt, trotzdem im vorliegenden Falle der 1

scheid gegen ihn rechtskräftig geworden war,

Hauptpartei Er muß von den Spruchbehörd«
zum Verfahren hinzugezogen werden (RVA

13. Mai 1Q14, Monatsschrift f. Arbeiter- u. An-

geste»lltenve»rs. 1915, Sp. 83). Hätte das Oberver¬

sicherungsarnt den Bescheid der Berufsgenossen¬

schaft bestätigt und die Berufung der Kran¬

kenk/: zurückgewiesen, so konnte innerhalb

eines Monats nach ZusteUung des Urteils d«

Oberversicherungsamtes Rekurs beim Reich

versicherungsamt eingelegt werden. Hätte da

Reichsversicherungsamt den Bescheid der Be¬

rufsgenossenschaft aufgehoben und erkannt,

elaß ein Betriebsunfall vorliegt, so wirkt dies«

Urteil nicht nur gegen elie Krankenkasse, son¬

elern auch gegen den Verletzten. Trotzdem d«

Verletzte ve»rsäumt hatte, rechtzeitig gegen den

Bescheiel der Berufsgene »ssenschaft Berufun

einzulegen, würde durch das nach § 1511 RV< I

b«egründete Hundein der Krankenkasse auch

«ler Verletzte zu seinem Rechte kommen.

Wird vorausgesetzt, daß in letzter Instanz elas

Reichsversicherun« samt Unfallfolgen aner¬

kannt hätte, elann wäre auch über den Ersatz¬

anspruch eler Krankenkasse indirekt mit ent¬

schieden, denn die Berufsgenossenschaft wür«

elann elen von der Krankenkasse liquidierten

Betrag wohl nach elem abgeschlossenen Fest¬

stellungsstreitverfahren erstatten. Würele e|

nicht gesdiehen, dann müßte die Krankenkasse

ein neues Verfahren nach § 1512 RVO. ein¬

leiten. In e»rster Instanz entscheidet elas Ver¬

sicherungsamt, gegen dessen Urteil wäre inner¬

halb eines Monats Berufung an das Oberver¬

sicherungsarnt und gegen dessen Entscheidui

innerhalb eines Monats Revision beim Reichs

versie herungsamt möglich. In diesem Ve

fahren wir«! lediglich über Ersatzansprüche ent¬

schieden. Die» Frage, ob ein Unfall im Sin

eles dritten Buches der RVO. \e>rlie»gt, kann i

elit st m Vrrhihre»n nicht behnnelelt we»relen; e!

für gilt lediglich das bere»its besprochene na«

>i 1511 RVO. lür ehe» Krankenkasse möglich

P«estst«eQungsstreiti ihren.

Erkennt elit» Berufsgenossi hatt elen Unt

als Betriebsunfall an, glaubt sie aber anst

RM. nur 740, RM. erstatten zu mii

so erübrigt sich das Vert ihren mich § 151

RVO. Es müßte «lann elas 1 its geschildert
Er .ihren beim Versicherung^

an! gig gemacht werden (^ 1512 RVO.).

Verantwortlicher Schriftleiter: Josef Aman. — Verlag des Zentralverbandes der Angestellten (O. Urbanl.

Druck Vorwärts Buchdrucks*** Paul Singer k Co. — Sämtlich in Berlin*



Handbuch 6et Krackeaverslcbertingsrechts. 6. Auflage.

Etwa 2500 Seiten mit etwa 6000 Entscheidungen. 2 Bände

zusammen 30 RM. Verlagsgesellsehaft deutscher Kranken¬

kassen m. b. H., Berlin-Charlottenburg 1. — Seit dem Er¬

scheinen der vorigen Auflage sind mehr als drei Jahre

vergangen. Wihrend dieser Zeit sind die gesetzlichen

Grundlagen der Krankenversicherung wiederholt wesent¬

lich geändert worden. Außerdem sind eine Reihe wich¬

tiger Entscheidungen der rechtsprcchenden Behörden in

der Sozialversicherung ergangen. Der Inhalt des Hand¬

buches ist unter Berücksichtigung sämtlicher Aenderungen

neu gegliedert worden, so daB es letzt eine erschöpfende

Darstellung des gesamten Krankenversicherungsrechts

nach dem neuesten Stande enthält. Die gesetzlichen

Vorschriften sind fflr die Praxis unter Verzicht auf

theoretische Streitfragen erläutert worden. Außerdem

wurden sämtliche zugehörigen Ausführungsverordnungen,

Erlasse, Rundschreiben, Entscheidungen usw. aufge¬

nommen. Ausführliche Literaturangaben erleichtern das

Auffinden von Abhandlungen, die sich mit der Auslegung

und Anwendung der Vorschriften befassen. Die vor¬

liegende Neuauflage wird sich, ebenso wie die fünf vor¬

hergehenden, als unentbehrliches Hilfsmittel für die

Praxis der Krankenkassen und für die Fortbildung der

Angestellten erweisen.

Preufiische Gebührenordnung für approbierte Aerzte aad

Zahnärzte. Neuauflage. Mit Anhang: Gebühren für Zahn¬

techniker bei Behandlung von Krankenkassenmitgliedern.

50 Seiten. Preis 1 RM. Verlagsgesellsehaft deutscher

Krankenkassen m. b. H., Berlin-Charlottenburg 1. —

Die Neuauflage ist in erster Linie für Krankenkassen und

Kassenärzte bestimmt. Sie ist so bearbeitet worden, daß

sie in sämtlichen deutschen Ländern (ohne Württemberg)

benutzt werden kann. Alle bekanntgewordenen Erlasse

und Bescheide der zuständigen Minister sind an den ent¬

sprechenden Stellen eingefügt. Außerdem enthält der

Anhang die vereinbarten Gebühren für die Zahntechniker

und Pormularmuster. Die Verwendung der preiswerten

Broschüre bedeutet eine wesentliche Erleichterung der

Abrechnung zwischen Aerzten und Krankenkassen.

Dr. Aenoe Addicks, Die SchadenVerhütung in der Deut¬

sche« Sozialversicherung. (Band 118 der Wirtschafts¬

studien, Herausgeber G. v. Schanz.) A. Deichertsche

Verlagsbuchhandlung. Leipzig 1931. 127 Seiten. Preis

6.30 Mk. — Ueber eine der schwierigsten Fragen der

deutschen Sozialversicherung erscheint eine Arbeit, die

wohl eine hübsch gegliederte Zusammenstellung vor¬

handener Einrichtungen bringt, aber in keiner Weise

die Probleme der Schadenverhütung aufdeckt, ge¬

schweige denn Wege zu ihrer Lösung zeigt. Mit einer

oberflächlichen, farblosen Schilderung ist aber heute

wirklich nichts und niemandem geholfen. Nirgends ein

tieferes Wort über den Erfolg der Schadenverhütung,

seine Meßbarkeit oder UnmcBbarkeitl Nirgends ist die

schwierige Frage der rückläufigen Rentnersterblichkeit

ur.d damit wachsender Rer tenlastcn als Folge der

Gesundheitsfürsorge auch nur angetastet! Ueber der ganz

überflüssigen Schilderung rein technischer Propaganda¬

fragen werden so umfangreiche und tiefe Probleme wie

Jas Verhältnis von Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen¬

versicherung nur gestreift. Zum Ersatz für diese Mängel

bietet die Verfasserin dem Leser gerade in diesem Augen¬

blick eine Aufwärmung der Sparzwangsvorschläge für die

Arbeitslosenversicherung, ermähnt dafür aber die Arbeits¬

zeitverkürzung mit keinem Wort, hüpft über die Proble¬

matik der wertschaffender Arbeitslosenfürsorge mit

einigen Worten hinweg und bietet in einem Anhang einen

l therblick über die Schadelverhütung in der deutschen

Lebensversicherung, der kein einziges kritisches Wort

über die Zusammenhänge dieser Verhütung mit der

Reklame der Lebensversicherung erhält. Die plumpen

amerikanischen Reklamemanöver auf diesem Gebiet, die

aus Angst vor der Einführung einer Sozialversicherung

entstanden, werden natürlich auch ganz unkritisch dar¬

gestellt. Ueber den völligen Mangel einer wirklieb wissen¬

schaftlichen Zitiermethode (Verfasserin beruft sich nur

selten auf Quellen- Literatur, um so mehr aber auf

Literatur, die nur der ersten oberflächlichen Orientierung

dienen soll und kann), über die schiefe Darstellung in

historischer Hinsicht (Verhütung ist im Gegensatz zur

Auffassung von A. natürlich weit älter als Versicherung,

Versicherung entsteht zum großen Teil erst aus der Um¬

lage von Verbütungskosten in der Geldwirtschaft) ist

ernsthaft zu klagen. — So läßt sich denn auch über diese

Doktorarbeit wieder das Urteil setzen: „Eine gute Schul¬

arbeit für Unterprima ist eine schlechte Leistung für ein

abgeschlossenes Hochschulstudium*'.

Arbeitslosigkeit ein Problem der Volksgesundheit. Eine

Denkschrift für Regierung und Parlamente. Zusammen¬

gestellt von Dr. Julius Moses, Mitglied des Reichstages

und des Reichsgesundheitsrates. Druck und Verlag von

Arthur Scholem. Berlin SW 68. Alexandrinenstr. 134.

91 Seiten, broschiert. Preis 1 RM. — Der Verfasser hat

erne Umfrage an eine größere Zahl bekannter und hervor¬

ragender Aerzte in Deutschland gerichtet, in denen diese

befragt wurden, wie sich die Arbeitslosigkeit auf Grund

ihrer Erfahrungen auf die Volksgesundheit auswirkt. Diese

Gutachten werden in der Broschüre veröffentlicht. Moses

selbst bat dazu ein glänzendes Vorwort geschrieben. Jeder,

der in irgendeiner Weite mit der Frage der Volksgesund¬

heit in Berührung kommt, muß diese vorzügliche Schrift

lesen. Der verhältnismäßig niedrige Anschaffungspreis er¬

möglicht es jedem, diese Broschüre zu kaufen.

Soziale Bauwirtschaft. Bezugspreis monatlich 0,75 RM.

Preis des Einzelheftes 0.90 RM. — Ueber den Stand und

die Entwicklung der Bauhüttenbewegung unterrichtet lau¬

fend diese Zeitschrift. Aus dem soeben erschienenen

Heft 13 entnehmen wir folgende Zahlenangaben: Die

sozialen Baubetriebe erbauten in den zehn Jahren des

Bestehens der Bauhüttenbewegung rund 100 000 Woh¬

nungen. Der Umsatz aller Bauhüttenbetriebe betrug im

Jahre 1930 bei 15 554 im Monatsdurchschnitt Beschäftigten

rund 120,2 Millionen RM., die Lohnsumme 42 Millionen RM.

Einem Qesamtvermögen von 99.5 Millionen RM. standen

Verbindlichkeiten in Höhe von 85 Millionen RM. und

Rückstellungen von 3,6 Millionen RM. gegenüber. —

Heft 13 enthält dann noch einen Bericht Über die Juni-

Tagungen des Verbandes sozialer Baubetriebe. Die Arbeit

und der sichere Stand der Bauhüttenbewegung wird auch

auf der Bauausstellung überzeugend veranschaulicht. In

Halle VI hat sich der Verband sozialer Baubetriebe zu

einer gemeinsamen Ausstellung mit dem Deutschen Bau-

gewerksbund, den Zentralverbänden der Dachdecker und

Fabrikarbeiter, dem Bund der technischen Angestellten

und Beamten, dem Deutschen Werkmeisterverband, der

Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten, der Han¬

noverschen Bodenkreditbank und der Dewog, der gewerk¬

schaftlichen Wohnungsfürsorgegesellschaft zu einer ge¬

meinsamen Ausstellung vereinigt, über die in der Sonder¬

nummer 11/12 der Sozialen Bauwirtschaft unter Beigabe

vieler Abbildungen eingehend berichtet wird. — Die

Arbeitnehmer haben, wie diese Ausstellung in über¬

zeugender Weise nachweist, in vollem Vertrauen auf die

eigene Kraft wirtschaftliches und technisches Neuland be¬

treten und dadurch neue Wege gewiesen, die betreten

werden müssen, um aus der Not unserer Zeit herauszu¬

kommen und ähnliche Nöte für die Zukunft unmöglich zu

machen. Die Zukunft gehört der Gemeinwirtschaft! Der

feste Zusammenschluß aller gemeinwirtsebaftlicher Organi¬

sationen wird die Erreichung des Zieles beschleunigen.

Buchbestellungen werden am besten durch die Buchhandlung des Zentralverbandes der Ange¬

stellten, Berlin SO36, Oranienstraße 40-41, erledigt.



des KrankenversicHerungsreclits
Ven Helmut Lehmann

Di. Neuauflage
des bewährten Handbuches enthalt eine umfassende Dar¬

stellung des gesamten Krankenversicherungsrechts nach

dem neuesten Stande der Gesetzgebung und Recht¬

sprechung; auch die Nebengesetze sind im notwendigen

Maße aufgenommen worden.

Das Handboffi iiir die Praxis und ForfDildun

2 Bande in Ganzleinen, ca. 1800 Seiten stark, zusammen

RM. zuzügl. Versandkosten, 10 Stuck je RM. 27,—

Soeben erschienen.

Ratenzahlung für Angestellte gestattet (6xRM.5#—)

Umgehende Bestellung notwendig, da frühere Auflagen
schnell vergriffen waren.

Verlagsgesellschaft deutscher Krankenkassen m.b.

Btrlin-Charlottinburg 1, Berliner StraBt 137


